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Entwicklung der Schülerzahlen
Anzahl der Schüler und Zahl der Klassen am

01.10.2012 01.10.2013 01.10.2014

Grundschulen Klassen Schüler Klassen Schüler Klassen Schüler
  - Joh.-Walling-Schule, Borken 11 254 10 238 9 223
  - davon OGS 75 75 75

14 340 12 300 12 294
  - davon OGS 116 90 89
  - Josefschule, Borken 7 153 7 150 7 157
  - davon OGS 53 51 52
  - Josefschule, Teilst. Engelradingschule, Marbeck 5 108 4 104 4 98

12 323 12 287 12 272
  - davon OGS 59 58 55
  - Roncallischule, Weseke 11 228 10 223 9 206
  - davon OGS 51 48 38
  - Astrid-Lindgren-Schule, Burlo 7 129 6 123 5 120
  - davon OGS 32 34 35
  - Astrid-Lindgren-S., Teilst. Pröbstingschule, Hoxfeld 4 96 4 100 4 99
  - Montessori-Grundschule, Borken 4 105 4 102 4 103

  insgesamt 75 1.736 69 1.627 66 1.572

Hauptschulen Klassen Schüler Klassen Schüler Klassen Schüler
19 455 17 406 21 466

9 193 6 157 0 0

  insgesamt 28 648 23 563 21 466

Realschulen Klassen Schüler Klassen Schüler Klassen Schüler
  - Nünning-Realschule, Gemen 34 891 28 723 21 557
  - davon im gebundenen Ganztag 16 393 16 391 15 384
  - Maria-Sibylla-Merian-Realschule, Weseke 15 401 15 388 16 412
  - davon im gebundenen Ganztag 9 236 10 282 14 358
  - Schönstätter Marienschule 20 567 20 573 20 576
  - Abendrealschule Bocholt/Borken (Standort Borken) - 30 - 12 -

  insgesamt 69 1.889 63 1.696 57 1.545

Gymnasien Klassen Schüler Klassen Schüler Klassen Schüler
  - Gymnasium Remigianum Sek. 1 29 812 30 847 29 813

Sek. 2 - 747 - 627 - 656
  - Gymnasium Mariengarden Sek. 1 16 460 17 479 18 493

Sek. 2 - 329 - 267 - 249
  - Abendgymnasium Borken/Bocholt (Standort Borken) - 22 - 16 - 26

  insgesamt 45 2.370 47 2.236 47 2.237

Gesamtschule Klassen Schüler Klassen Schüler Klassen Schüler
   - Gesamtschule Borken, Gemen (geb. Ganztag) 0 0 6 174 12 347
   - Montessori-Gesamtschule 6 167 6 166 6 167
  insgesamt: 6 167 12 340 18 514

Förderschulen Klassen Schüler Klassen Schüler Klassen Schüler
10 106 8 100 7 82
13 150 13 152 13 154

  insgesamt: 23 256 21 252 20 236

  Zahl der Schüler gesamt: - 7.066 - 6.714 - 6.570

  davon aus Schüler Schüler Schüler
  - Borken 1.074 1.036 975
  - Reken 110 125 124
  - Heiden 131 126 118
  - Raesfeld 94 96 89
  - Velen 63 64 58

  insgesamt 1.472 1.447 1.364

  - Remigiusschule, Borken

  - Cordulaschule, Gemen

  - Remigiusschule, Borken
  - Remigiusschule, Standort Duesbergstr., Borken

  - Johannesschule, Gemen (Schule für Lernbehinderte)
  - Neumühlenschule, Gemen (Schule für Geistigbehinderte)

Musikschule      (nachrichtlich)
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Allgemeines

Nach § 1 Abs. 2 Nr. 1 Gemeindehaushaltsverordnung (GemHVO) ist dem Haushaltsplan 

ein Vorbericht beizufügen. Dieser soll gemäß § 7 GemHVO „einen Überblick über die Eck-

punkte des Haushaltsplans geben. Die Entwicklung und die aktuelle Lage der Gemeinde 

sind anhand der im Haushaltsplan enthaltenen Informationen und der Ergebnis- und Fi-

nanzdaten darzustellen.“ Außerdem sind die „wesentlichen Zielsetzungen der Planung für 

das Haushaltsjahr und die folgenden drei Jahre sowie die Rahmenbedingungen der Pla-

nung zu erläutern.“ 

Veränderungen im Rechnungswesen

Das für die Planung und Rechnungslegung geltende sogenannte Drei-Komponenten-Sys-

tem wurde in den Vorberichten zu den bisherigen NKF-Haushalten bereits ausführlich er-

läutert. Wegen seiner grundsätzlichen Bedeutung wird es nachfolgend kurz veranschau-

licht.

Das Drei-Komponenten-System

Bilanz

Finanzplan /
-rechnung Vermögen

Finanzmittel

Eigenkapital

Fremdkapital

Ergebnisplan /
-rechnung

Einzahlungen

./.

Auszahlungen

Erträge

./.

Aufwendungen

Änderung der
Finanzmittel

Jahresüberschuss
Jahresfehlbetrag

Der Ergebnisplan ist als Planungsinstrument der wichtigste Bestandteil des neuen Haus-

haltsrechts. Er beinhaltet alle Erträge und Aufwendungen einer Planungsperiode und gibt 

einen Gesamtüberblick über die voraussichtliche finanzwirtschaftliche Entwicklung.

Die  Ergebnisplanung  entspricht  weitgehend  der  kaufmännischen  Gewinn-  und  Verlust-

rechnung. Sie erfasst periodengerecht Aufwendungen und Erträge und bildet damit das 

Ressourcenaufkommen und den Ressourcenverbrauch ab.
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Dabei  wird  im Gegensatz  zum kameralen  Haushalt  auf  den  Entstehungszeitpunkt  ab-

gestellt,  d. h.  Erträge und Aufwendungen sind  der  Rechnungsperiode zuzuordnen und 

dementsprechend planerisch zu veranschlagen, für die sie angefallen sind. Der Zeitpunkt 

der jeweiligen kassenmäßigen Abwicklung ist unerheblich.

An dem ausgewiesenen Ergebnis des Ergebnisplanes ist ablesbar, ob sich das Eigen-

kapital  voraussichtlich  erhöht  (Planungsüberschuss)  oder  vermindert  (Planungsfehl-

betrag).

Der  Finanzplan beinhaltet alle Einzahlungen und Auszahlungen, sowohl derjenigen aus 

der laufenden Verwaltungstätigkeit als auch der Investitionstätigkeit. Er stellt somit die pla-

nerische Veränderung des Geldvermögens bzw. der Kassenliquidität dar. Der Saldo aus 

laufender Verwaltungstätigkeit ist in begrenztem Umfang vergleichbar mit dem kameralen 

Verwaltungshaushalt.

Der Finanzplan weist die Investitionsplanung der Gemeinde und deren Finanzierung so-

wohl für das Planjahr als auch die drei Folgejahre aus. Insbesondere stellt der Finanzplan 

dar, inwieweit sich der Finanzmittelbedarf aus laufender Tätigkeit oder aber aus Investitio-

nstätigkeit ergibt und inwieweit der Fehlbetrag aus Investitionstätigkeit durch Kreditfinan-

zierung gedeckt werden kann bzw. muss.

Für die Finanzplanung ist wie im bisherigen kameralen Haushalt auf die Kassenwirksam-

keit innerhalb des Haushaltsjahres abzustellen. Da Haushaltsjahr und Kalenderjahr iden-

tisch sind, sind in der Finanzplanung lediglich die bis zum 31.12. eines Jahres eingehen-

den bzw. abfließenden Zahlungsbeträge zu erfassen.

Die  Bilanz ist Teil des  Jahresabschlusses und weist das Vermögen (Mittelverwendung) 

und dessen Finanzierung durch Eigen- und Fremdkapital (Mittelherkunft) stichtagsbezo-

gen nach. Auf der Aktivseite der kommunalen Bilanz befindet sich in enger Anlehnung an 

das HGB das Anlage- und Umlaufvermögen der Gemeinde, sowie die Forderungen ge-

genüber  Dritten.  Auf  der  Passivseite  werden  das  Eigenkapital  und  das  Fremdkapital 

(Rückstellungen und Verbindlichkeiten) ausgewiesen.
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Allgemeine Finanzsituation

Die finanzielle Situation der Kommunen bleibt vor allem in Nordrhein-Westfalen weiterhin 

sehr schwierig.

Mitte diesen Jahres hat das Statistische Bundesamt festgestellt, dass sich der Finanzie-

rungsüberschuss 2013 auf Bundesebene für die Städte und Gemeinden auf rund 1,1 Mrd. 

Euro beläuft. Im Vergleich zum Vorjahr stellt dies eine kleine Verbesserung von ca. 200 

Mio. Euro dar.

Sieht man sich die Zahlen allerdings differenziert nach einzelnen Ländern an, kann für die 

kommunalen Haushalte in NRW noch lange keine Entwarnung gegeben werden. Trotz ei-

nes guten Konjunkturverlaufes sind die Kommunen nicht in der Lage, eine schwarze Null 

zu schreiben. Bei den NRW-Kommunen ist immer noch eine Finanzierungslücke von 85,6 

Mio. Euro vorhanden. Daher ist die Haushaltssituation in NRW weiterhin kritisch. Wenn 

man einen Blick in andere Flächenländer wie Niedersachsen, Baden-Württemberg oder 

Bayern wirft, erkennt man, dass diese finanziell ganz anders ausgestattet sind. Dort haben 

die  Kommunen  zusammen  im  vergangenen  Jahr  sogar  einen  positiven 

Finanzierungssaldo von mehr als zwei Mrd. Euro erwirtschaftet. Unverändert bleibt, dass 

viele Kommunen in NRW trotz der guten Konjunkturlage weder Schulden abbauen noch 

den riesigen Nachholbedarf im Bereich der Sanierung der Infrastruktur decken können. 

Außerdem  fallen  sie  auch  in  diesem  Jahr  im  Standortvergleich  weiter  zurück,  wo 

hingehend anderswo die Attraktivität gesteigert werden konnte.

Der Städte- und Gemeindebund NRW hat im Rahmen seiner aktuellen Haushaltsumfrage 

ermittelt,  dass  die  guten  Steuererträge  (insbesondere  im  Bereich  der  Gewerbesteuer) 

durch steigende Aufwendungen im Sozialbereich und durch den neuen Tarifabschluss für 

die kommunalen Angestellten aufgezehrt werden. Daher fordern die Kommunen in Nord-

rhein-Westfalen:

- eine bessere Dotierung und Ausgestaltung des kommunalen Finanzausgleichs

- eine Weiterentwicklung des Stärkungspaktes Stadtfinanzen

- eine zügige Umsetzung der  versprochenen Entlastung bei  der  Eingliederungshilfe 

durch den Bund
- das Auflegen eines Infrastrukturprogramms für Verkehr und Breitband-Kommunikati-

on durch den Bund
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Aufgrund der andauernd strukturellen Unterfinanzierung werden in 2014 nur 47 der 359 

Mitglieder des Städte- und Gemeindebundes einen strukturellen Haushaltsausgleich errei-

chen können. D. h. im Klartext, dass nur jede zehnte Mitgliedskommune den gesetzlich 

geforderten Ausgleich erzielen kann.  Alle anderen Kommunen müssen ihr Eigenkapital 

aufzehren, um den Ausgleich zu erreichen.

Im Finanzplanungszeitraum (bis 2018) werden fast 80 % der Mitgliedskommunen ihre Aus-

gleichsrücklage vollständig verbraucht haben. Etwa 20 Kommunen werden im gleichen 

Zeitraum überschuldet sein.

Falls eine Kommune ihren Haushalt nicht einmal fiktiv ausgleichen kann und die allgemei-

ne Rücklage mehr als nur unwesentlich verringert wird, ist ein Haushaltssicherungskon-

zept aufzustellen. Die Anzahl der Mitgliedskommunen mit einem Haushaltssicherungskon-

zept ist mit 145 auf einem weiterhin sehr hohen Niveau. Vier kreisangehörige Kommunen 

haben derzeit kein von der Kommunalaufsicht genehmigtes Haushaltssicherungskonzept. 

Sie befinden sich im Nothaushaltsrecht, wo sie strengen Restriktionen unterliegen und ih-

nen grundsätzlich freiwillige Ausgaben untersagt werden.

Im Regierungsbezirk Münster befinden sich ca. 15 Kommunen in der Haushaltssicherung. 

Das sind ca. 10 % aller Mitgliedskommunen mit einem Haushaltssicherungskonzept. 41 

Kommunen haben 2014 einen strukturell unausgeglichenen und 14 einen strukturell aus-

geglichenen Haushalt. Im Vergleich zu den anderen Regierungsbezirken steht der Regie-

rungsbezirk Münster noch verhältnismäßig gut dar.

„Spitzenreiter“  bei  den  Kommunen  mit  Haushaltssicherungskonzept  und  Nothaushalts-

recht sind die Regierungsbezirke Köln und Arnsberg. 

Daraus ergibt sich die Forderung des Städte- und Gemeindebundes NRW den Stärkungs-

pakt auch auf alle die Kommunen auszuweiten, die aus eigener Kraft keinen strukturell 

ausgeglichenen Haushalt erreichen können. Zudem ist die kommunale Familie nicht mehr 

in der Lage, den Ausbau des Stärkungspaktes durch eigene Komplementärmittel zu schul-

tern. 

In NRW erreicht der Kassenkreditstand zum 31.12.2013 ein neues Rekordhoch mit 25,3 

Mrd. Euro, das macht nahezu die Hälfte des Kassenkreditvolumens in der gesamten Bun-

desrepublik aus. Aufgrund des niedrigen Zinsniveaus ist die Belastung zurzeit noch mode-

rat. Das damit verbundene Zinsänderungsrisiko und dessen Folgen darf dabei nicht unter-

schätzt werden. Eine Verschlechterung der Zinskonditionen z. B. von nur 1 % würde eine 
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zusätzliche Belastung von rund 250 Mio. Euro bedeuten. In 2013 war, wie auch schon im 

Vorjahr, eine Erhöhung der Kassenkredite um jeweils ca. 1,4 Mrd. Euro zu verzeichnen, 

um den laufenden Aufwand zu finanzieren.

Die Schulden der Kommunen erreichten Ende 2013 einen neuen Höchststand von insge-

samt rund 59,8 Mrd. Euro (davon: Kassenkredite: ca. 25,3 Mrd. Euro, Investitionskredite: 

ca. 22,3 Mrd. und Schulden der aus den kommunalen Kernhaushalten ausgegliederten 

Einheiten: ca. 12,1 Mrd. Euro). Das entspricht rein rechnerisch einer Pro-Kopf-Verschul-

dung von 3.408 Euro.

Dass es im Westmünsterland, genauer gesagt im Kreis Borken, noch anders ist, zeigt der 

Schuldenatlas 2013 des Bundes der Steuerzahler NRW auf. Von den 396 Kommunen in 

NRW waren nur zwölf Kommunen schuldenfrei, darunter vier aus dem Kreis Borken: Bor-

ken, Velen, Reken und Raesfeld. 

Auch in NRW profitiert die Gewerbesteuer von der guten wirtschaftlichen Entwicklung, wo-

bei dies in den einzelnen Städten und Gemeinden unterschiedlich ausgeprägt ist.

Verursachungsgerecht für die andauernde strukturelle Unterfinanzierung der Städte und 

Gemeinden ist der Anstieg der Sozialkosten. Dieser ist von den Kommunen nicht (mehr) 

steuerbar. Die jährlichen Aufwendungen belaufen sich auf nahezu 15 Mrd. Euro in NRW.

Ein erster Schritt  zur Entlastung der Kommunen erfolgte 2012 mit  der Übernahme der 

Grundsicherung im Alter und bei  Erwerbsminderung durch den Bund. Es müssen aber 

weitere Entlastungsschritte  - vor allem bei der Eingliederungshilfe - folgen. Die Verspre-

chungen aus dem Koalitionsvertrag müssen nicht erst 2018, sondern zeitnah umgesetzt 

werden. 

Bei der Betrachtung der mittelfristigen Finanzplanung der Landschaftsverbände in diesem 

Bereich erkennt man die drohenden Kostensteigerungen. Wenn man die vom Bund vorge-

nommene Entlastung bei der Grundsicherung mit dem Zuwachs bei der Eingliederungshil-

fe saldiert, können die Umlagezahlenden erfreut sein, wenn die Landschaftsumlage noch 

einige  Zeit  stabil  gehalten  werden kann.  Diese Aufwandserhöhungen im Sozialbereich 

schlagen über kurz oder lang über die Landschaftsumlage und die Kreisumlage bis auf die 

Kommunen  durch.  Die  Kreisumlage  ist  auch  weiterhin  der  größte  Aufwandsblock  der 

Kommunen.

Die Haushaltsprobleme der kreisangehörigen Städte und Gemeinden haben ihre Ursache 

auch  darin,  dass  die  Kommunen  des  kreisangehörigen  Raums  insgesamt  die  Bereit-

stellung  öffentlicher  Leistungen  mit  deutlich  geringeren  Ressourcen  pro  Kopf  der  Be-
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völkerung bewerkstelligen müssen als die kreisfreien Städte. Dies hat verschiedene Ursa-

chen:

Zum einen wird  das Ziel  interkommunaler  Verteilungsgerechtigkeit  im kommunalen Fi-

nanzausgleich zunehmend verfehlt. Dies hängt vor allem damit zusammen, dass das Sys-

tem der  Einwohnerveredelung einwohnerstarke  Städte  durch  die  Anerkennung (realer) 

Ausgaben als Bedarf favorisiert, während bei der Berechnung der Steuerkraft erhebliche 

Einnahmevorteile der größeren Städte durch die Wirkung einheitlicher fiktiver Realsteuer-

hebesätze  "weggerechnet"  werden.  Dies  führt  dazu,  dass  die  für  einen Einwohner  im 

kreisfreien Bereich und im kreisangehörigen Bereich zur Verfügung stehenden Ressour-

cen immer weiter auseinanderklaffen. Über den kommunalen Finanzausgleich erfolgt so 

eine sich verstärkende Umverteilung von Mitteln in den kreisfreien Bereich, die dort ver-

ausgabt und nach der Logik des Verteilungssystems wiederum als Indikatoren für einen 

höheren Bedarf gewertet werden. So sind im Zeitraum von 2000 bis 2015 die durchschnitt-

lichen Schlüsselzuweisungen pro Einwohner bei den kreisfreien Städten von 317,72 Euro 

im Jahr 2000 auf 568,65 Euro in 2015 (Entwurf GFG 2015) gestiegen (dies bedeutet einen 

Anstieg um rund 79 %). Im gleichen Zeitraum stiegen die Zuweisungen im kreisangehö-

rigen  Bereich (Städte, Gemeinden und Kreise zusammengenommen) nur um ca. 17 %, 

nämlich von 271,55 Euro auf 317,51 Euro.

Zumindest enthält das GFG 2015 eine weitere Teilumsetzung der Empfehlungen des aktu-

ellen FiFo-Gutachtens aus 2013. Es wird eine Umstellung auf eine gegenüber den gut-

achtlichen Empfehlungen veränderte Datenbasis vorgenommen. Die empfohlene Anpas-

sung der Teilschlüsselmassen soll  danach ebenso wenig erfolgen wie die Berücksichti-

gung der gemeindlichen Einnahmekraft durch fiktive Hebesätze mit Blick auf eine größen-

klassenabhängige Differenzierung. Beides hatten die beiden kommunalen Spitzenverbän-

de in NRW gefordert.

Verfassungsbeschwerde
gegen das GFG 2011

Der Verfassungsgerichtshof hat am 06.05.2014 die beiden Verfassungsbeschwerden der 

rund 60 kreisangehörigen Städte und Gemeinden, darunter auch die der Stadt Borken, ge-

gen das GFG 2011 als unbegründet zurückgewiesen.
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Die Beschwerdeführerinnen hatten geltend gemacht, dass der im Gemeindefinanzierungs-

gesetz (GFG) 2011 geregelte Finanzausgleich sie in ihrem Recht auf kommunale Selbst-

verwaltung verletze.  Ihrer  Ansicht  nach beruhe  die  Verteilung der  Finanzmittel  auf  die 

Kommunen auf  gravierenden methodischen Fehlern.  Insbesondere  durch die  deutliche 

Höhergewichtung des Soziallastenansatzes und seine ausschließliche Verortung auf Ebe-

ne der Gemeinden komme es zu einer massiven Fehlverteilung zu Lasten des kreisange-

hörigen Raumes und innerhalb der Kreise. Die Finanzausstattung reiche nicht aus, um die 

Kosten für kommunale Pflicht- und Selbstverwaltungsaufgaben zu decken. Der Gesetzge-

ber habe es aus Sicht der Beschwerdeführerinnen versäumt, den konkreten kommunalen 

Finanzbedarf zu ermitteln und den Finanzausgleich entsprechend anzupassen. Dies gelte 

vor allem für die seit Jahren angestiegenen Soziallasten. Die Beschwerdeführerinnen ei-

nes der beiden Verfahren hatten überdies die Höhe der Finanzausgleichsmasse insge-

samt für unzureichend gehalten.

Wie schon in zurückliegenden Entscheidungen hat der Verfassungsgerichtshof NRW dar-

auf verwiesen, dass dem Gesetzgeber ein weiter Gestaltungsspielraum zustehe, in wel-

cher Art und in welchem Umfang er den gemeindlichen Anspruch auf angemessene Fi-

nanzausstattung erfülle und nach welchem System er im Wege des Finanzausgleichs er-

gänzend zu sonstigen kommunalen Einnahmen Finanzmittel auf die Kommunen verteile. 

Der den Kommunen nach Art. 79 Satz 2 der Landesverfassung zu gewährende Finanz-

ausgleich stehe unter dem Vorbehalt der finanziellen Leistungsfähigkeit des Landes. We-

der aus Art. 79 Satz 2 Landesverfassung noch aus Art. 28 Abs. 2 und 3 GG ergebe sich 

die Pflicht zur Gewährung einer Mindestfinanzausstattung im Sinne einer „absoluten“ Un-

tergrenze, die selbst bei einer extremen finanziellen Notlage des Landes nicht unterschrit-

ten werden darf. Unter Berücksichtigung der äußerst angespannten finanziellen Leistungs-

fähigkeit des Landes könne der Verfassungsgerichtshof nicht feststellen, dass eine den 

wirtschaftlichen  Gegebenheiten  entsprechende  aufgabenangemessene  Mindestausstat-

tung unterschritten worden sei. Trotz stark angestiegener Sozialausgaben bestanden kei-

ne Anzeichen für einen beachtlichen Anstieg aller kommunalen Aufgaben im Verhältnis zu 

den Aufgaben des Landes, denen der Gesetzgeber hätte Rechnung tragen müssen. Dies 

hatte auch eine sachverständige Beurteilung, der sich der Gesetzgeber angeschlossen 

hatte,  ergeben. Seiner Beobachtungs- und Anpassungspflicht in Bezug auf erkennbare 

Belastungsverschiebungen sei der Gesetzgeber nachgekommen, indem er finanzwissen-

schaftlichen Sachverstand hinzugezogen habe.
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Hinsichtlich der horizontalen Verteilung konnten sich die klagenden Kommunen mit ihren 

Argumenten ebenfalls nicht durchsetzen. 

Die deutliche Höhergewichtung des Soziallastenansatzes und seine Berücksichtigung aus-

schließlich  auf  Gemeindeebene  verstießen  nicht  deshalb  gegen  das  interkommunale 

Gleichbehandlungsgebot, weil sie gegenüber den Vorjahren erhebliche Umverteilungen zu 

Lasten des kreisangehörigen Raumes und innerhalb der Kreise hervorgerufen hätten. Das 

beachtliche Ausmaß der Veränderungen beruhe darauf, dass die Sozialbedarfe über viele 

Jahre hinweg angestiegen seien, während die nach gutachterlicher Bewertung gebotene 

Anpassung des Soziallastenansatzes erst  mit  einiger Verzögerung und dann 2011 und 

2012 in nur zwei Schritten vorgenommen worden sei. Im Vorfeld des damaligen Gesetzge-

bungsverfahrens hätten umfangreiche aktuelle sachverständige Untersuchungen vorgele-

gen, die sich intensiv mit den Kerneinwänden der kommunalen Spitzenverbände bezogen 

auf die Verteilungssystematik - auch innerhalb der Kreise - befasst hätten. Auch wenn eine 

andere vertretbare sachverständige Auffassung zu abweichenden Ergebnissen gekommen 

sei, sei nicht schon deshalb das hierauf gestützte Verteilungssystem verfassungswidrig.

Neben dem Hauptansatz hält der Gerichtshof auch die Aufteilung der Teilschlüsselmassen 

auf die Gemeinden, Kreise und Landschaftsverbände für vertretbar.

Zusammenfassend ist festzustellen, dass die Urteile des Verfassungsgerichtshofes zwar 

nicht überraschend, gleichwohl aber in mehrfacher Hinsicht bedauerlich sind. Nach diesen 

Urteilen darf nicht verkannt werden, dass die politische Bereitschaft des Landes, von den 

„verfassungsrechtlich bewährten“ Strukturen des kommunalen Finanzausgleichs abzuwei-

chen, in den kommenden Jahren sehr begrenzt sein wird. Trotz einiger kleiner, in der Zwi-

schenzeit schon erfolgter, Verbesserungen in der kommunalen Finanzausstattung müssen 

wir weiterhin mit allem Nachdruck für eine Verbesserung der Finanzausstattung und für ei-

ne aus Sicht des gesamten kreisangehörigen Raums sachgerechtere Aufteilung der Mittel 

kämpfen.

Es ist noch eine Verfassungsbeschwerde der Stadt Borken (zusammen mit anderen kreis-

angehörigen Kommunen) gegen das GFG 2012 anhängig. Nach derzeitigem Stand sieht 

es so aus, dass sie weitergeführt werden soll.
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Einheitslastenabrechnungsgesetz

Es gibt aber auch positive Signale seitens des Landes. Im Mai 2012 hat der Verfassungs-

gerichtshof in Münster in einem von den kommunalen Spitzenverbänden vorbereiteten und 

begleiteten Verfahren zentrale Normen des Einheitslastenabrechnungsgesetzes (ELAG) 

für verfassungswidrig und nichtig erklärt. Insbesondere monierte der Verfassungsgerichts-

hof, dass die - das Land NRW entlastende - Erhöhung des Umsatzsteueranteils der Län-

der im Jahr 1995 von zuvor 37 auf 44 Prozentpunkte, die im Rahmen der Integration der 

neuen Länder und Berlins in den Länderfinanzausgleich erfolgte, im ELAG unberücksich-

tigt geblieben ist. Im Sommer 2013 haben sich dann das Land und die kommunalen Spit-

zenverbände hinsichtlich der Abrechnung der hoch komplexen und bislang streitigen Kos-

ten der Deutschen Einheit geeinigt:

Durch die vereinbarte Neuregelung wird sich die Entlastung der Kommunen bei der Ab-

rechnung der Jahre 2007 bis 2011 in NRW im Jahr 2013 auf rund 275 Mio. Euro und in 

den Folgejahren zwischen 100 und 150 Mio. Euro pro Jahr bewegen. Von dieser Neurege-

lung profitieren gewerbesteuerstarke Kommunen deutlicher als steuerschwache. Die Stadt 

Borken hat in 2013 für die Jahre 2007 bis 2011 Erträge in Höhe von ca. 850.000 Euro und 

in 2014 für 2012 Erträge in Höhe von rund 462.000 Euro erhalten. Aufgrund der geringe-

ren Beteiligung über die Gewerbesteuerumlagen wird für das Jahr 2015 nur mit Erstattun-

gen in Höhe von rund 360.000 Euro gerechnet. Die Erstattung nach ELAG wird wiederum 

bei der Ermittlung der Schlüsselzuweisung der Steuerkraft hinzugerechnet, sodass hier-

durch der Kommune nur ein kleiner Teil davon tatsächlich verbleibt. Der Landschaftsver-

band Westfalen-Lippe musste dagegen in 2014 für 2012 ca. 12,2 Mio. Euro und der Kreis 

Borken entsprechend 1,6 Mio. Euro zurückerstatten. Beide hatten zum Teil dafür in der 

Vergangenheit Rückstellungen gebildet. Beim Kreis Borken wurden Rückstellungen nur bis 

zum Jahr 2012 gebildet. Im Jahr 2015 wird für 2013 mit einer Nachzahlung von weiterhin 

rund 12 Mio. Euro beim Landschaftsverband bzw. 1,6 Mio. Euro beim Kreis gerechnet.

Stärkungspaktgesetz

Bereits seit drei Jahren wird die Schlüsselmasse im kommunalen Finanzausgleich zur Fi-

nanzierung des Stärkungspakts jährlich gekürzt. In 2012 betrug die Kürzung 65 Mio. Euro 

und von 2013 bis 2020 beträgt sie 115 Mio. Euro jährlich.

Seit 2014 müssen von den Kommunen in einer 2. Stufe zusätzliche Mittel bereitgestellt 
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werden. Weitere Komplementärmittel in Höhe von jährlich 90,789 Mio. Euro werden in den 

Jahren 2014 bis 2020 und 70 Mio. Euro in den Jahren 2020 bis 2021 erbracht. Die Höhe 

dieser Mittel, die im Wesentlichen von den  abundanten Kommunen  1 zu erbringen sind, 

lassen befürchten, dass etliche der betroffenen Städte und Gemeinden mit der eingefor-

derten Solidarität hoffnungslos überfordert werden. Die Stadt Borken muss sich an  der 

zweiten Stufe dieser Umlage nicht beteiligen.

Im Jahr  2014 wurde ein  Evaluationsbericht  des Landes zum Stärkungspakt  erarbeitet. 

Hierzu haben auch der Städte- und Gemeindebund und der Städtetag NRW Stellung ge-

nommen. Sie sind der Auffassung, dass auf dem Weg zum Haushaltsausgleich bereits viel 

erreicht worden ist. Für sie war, ist und bleibt der Stärkungspakt richtig und notwendig. Sie 

mahnen aber auch an, nicht zu vergessen, dass es auch außerhalb der bisherigen Stär-

kungspakt-Teilnehmer Kommunen gibt, die in ernsthaften Finanznöten stecken. Auch die-

se Kommunen benötigen die Unterstützung des Landes und wirklich erfolgsversprechende 

Konsolidierungsperspektiven.

Der nordrhein-westfälische Städte- und Gemeindebund und Städtetag hat teilweise andere 

Auffassungen, als es das Land in seinem Bericht wiedergibt. Sie halten es bereits jetzt für 

notwendig, eine dritte Stufe des Stärkungspaktes zu beschließen. Laut ihrer Einschätzung 

besteht schon jetzt das Problem, dass weitere Kommunen in vergleichbare Problemlagen 

rutschen können. Aus ihrer Sicht muss das Hilfsprogramm deutlich aufgestockt werden 

und die erhebliche kommunale Selbstfinanzierung des Stärkungspaktes reduziert werden. 

Es wurde abschließend festgestellt, dass für die Jahre 2012 und 2013 fast alle Stärkungs-

paktkommunen die mit der Kommunalaufsicht des Landes vereinbarten Zielmarken auch 

erreichen. Was natürlich nicht vergessen werden darf, ist, dass diese Erfolge in den betrof-

fenen Kommunen mit äußerst schmerzhaften Entscheidungen erkauft werden müssen, bei 

denen die kommunale Infrastruktur und der Umfang und die Qualität des Leistungsange-

botes für die Bürgerinnen und Bürger erheblich leiden müssen. Von den beiden kommuna-

len Vertretungen wurde auch deutlich gemacht, dass es aufgrund des harten Konsolidie-

rungskurses nicht zu einem „Kaputtsparen“ kommen dürfe. Es sei weiterhin notwendig, 

auch hier wirtschaftliche Entwicklungsimpulse zu setzen, weil ansonsten ggf. Problemla-

gen verschärft oder sogar neu geschaffen werden.

Kritisch äußerte man sich u.a. auch darüber, dass der Bericht keine handfesten Informatio-

nen zur Frage enthalte, in welchem Umfang die Kreise und Landschaftsverbände in die 

Haushaltskonsolidierung  mit  einbezogen  werden.  Im kreisangehörigen  Bereich  werden 

1 Eine Kommune ist  abundant, wenn ihre Finanzkraft ihrem Finanzbedarf entspricht oder ihn übersteigt. 
Diese Kommunen erhalten keine Zuweisungen aus dem allgemeinen Finanzausgleich.
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viele Aufgaben von Kreisen wahrgenommen und entsprechend über die Kreisumlage fi-

nanziert.  Gerade  die  kreisangehörigen  Kommunen  befürchten,  dass  sie  ohne  strikten 

Sparkurs der Umlageverbände und angesichts begrenzter eigener Konsolidierungsmög-

lichkeiten zu einer überproportionalen Erhöhung der Grund- und Gewerbesteuer gezwun-

gen sind. Hier lasse der Bericht die notwendige Differenziertheit vermissen.

Gesetz zur weiteren Entlastung von
Ländern und Kommunen ab 2015

Im Koalitionsvertrag der Bundesregierung wurde vereinbart, dass im Rahmen der Verab-

schiedung des Bundesteilhabegesetzes die Kommunen im Umfang von 5 Mrd. Euro jähr-

lich von der Eingliederungshilfe entlastet werden sollen. Bereits im Vorgriff darauf soll zu-

sätzlich jeweils von 2015 bis 2017 eine sog. Soforthilfe i. H. v. 1 Mrd. Euro pro Jahr bereit-

gestellt  werden. Die Entlastung der Kommunen in den kommenden drei  Jahren erfolgt 

durch einen höheren Erstattungsanteil an den Kosten der Unterkunft und Heizung über ei-

ne gleichmäßige Erhöhung der Erstattungsquoten um 500 Mio. Euro pro Jahr und durch 

eine Erhöhung des Gemeindeanteils an der Umsatzsteuer um weitere 500 Mio. Euro pro 

Jahr. Für den Kreis Borken ergeben sich dadurch Mehrerträge von 1,2 Mio. Euro bei den 

Kosten der Unterkunft und für die Stadt Borken von ca. 229.000 Euro beim Gemeindean-

teil an der Umsatzsteuer. Es soll zudem geregelt werden, dass zur Unterstützung der Län-

der und Gemeinden bei der Finanzierung der Krippen und Kindertagesstätten das Sonder-

vermögen „Kinderbetreuungsausbau“ ab dem Jahr 2016 um weitere bis zu 550 Mio. Euro 

aufgestockt  und der Festbetrag im Rahmen der Umsatzsteuerverteilung zugunsten der 

Länder um jeweils 100 Mio. Euro in den Jahren 2017 und 2018 erhöht werden.

Grundsteuerreform

Die Reform der Grundsteuer ist seit vielen Jahren in der politischen Diskussion. Die Fi-

nanzminister der Länder haben Eckpunkte für das weitere Vorgehen bei der Reform der 

Grundsteuer  festgelegt.  Sie  einigten  sich  in  Grundzügen  auf  ein  neues  Modell  einer 

Grundsteuerreform, das aus einer Bodenwertkomponente und einer Gebäudewertkompo-

nente bestehen soll. Den Ländern soll zudem die Möglichkeit gegeben werden, landesspe-

zifische Messzahlen einzuführen. Das Hebesatzrecht für die Kommunen soll erhalten blei-

-  28  -



ben. Dies ist für den Städte- und Gemeindebund auf Bundes- und auf Landesebene eine 

unverzichtbare Anforderung. Die Finanzminister haben hierfür eine länderoffene Arbeits-

gruppe gebildet, die die weiteren Modalitäten insbesondere hinsichtlich der Berücksichti-

gung der Gebäudewertkomponente erarbeitet. 

Der Städte- und Gemeindebund NRW hat gegenüber dem Finanzministerium NRW vor 

dem Hintergrund, dass im Jahr 2015 außerdem mit einer Entscheidung des Bundesverfas-

sungsgerichtes zu einer gegen die derzeitige Bemessungsgrundlage der Grundsteuer an-

hängigen  Verfassungsbeschwerde  zu  rechnen  ist,  auf  die  besondere  Bedeutung  der 

Grundsteuer für die Kommunen und die Notwendigkeit einer raschen Einigung hingewie-

sen. 

Neuordnung der Bund-Länder-Finanzbeziehungen

In der laufenden Legislaturperiode des Bundestages ist im Koalitionsvertrag vorgesehen, 

dass eine Neuordnung der Bund-Länder-Finanzbeziehungen erfolgen soll. Hierfür wird ei-

ne Reformkommission eingesetzt werden, bei der auch kommunale Vertreter mit einbezo-

gen werden. Dies ist auch dringend geboten, da die Kommunalfinanzen untrennbar mit 

den Finanzen des Landes und den föderalen Finanzbeziehungen verbunden sind. Bevor 

die o. g. Reformkommission zusammentritt, soll eine Bund-Länder-Arbeitsgruppe zunächst 

die Grundlagen zu Fragen der föderalen Finanzbeziehungen erarbeiten.

Ausblick

Eine Auswertung des Deutschen Städtetages,  des Deutschen Landkreistages und des 

Deutschen Städte- und Gemeindebundes zeigt deutlich, dass sich die Lage der Kommu-

nen in der Bundesrepublik in den nächsten Jahren nicht bessern wird.

Für die Jahre 2014 bis 2017 prognostizieren die kommunalen Spitzenverbände für die Ge-

samtheit der kommunalen Kernhaushalte nur einen Überschuss von ca. ein bis zwei Milli-

arden Euro. Die vorhergehenden Erwartungen mussten daher deutlich nach unten korri-

giert werden. Viele Kommunen bleiben daher weit davon entfernt, aus eigener Kraft einen 

ausgeglichenen Haushalt vorlegen zu können. In dieser Prognose sind viele Risiken, wie 

z.B. eine Abschwächung der konjunkturellen Entwicklung oder die Auswirkungen einer An-
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hebung des Grundfreibetrages bei der Einkommensteuer, noch nicht berücksichtigt.

Laut den Empfehlungen des Beirates des Stabilitätsrates (aufgrund von EU-Vorgaben ge-

schaffenes Sachverständigengremium) zur Haushaltsstabilität, sollten Bund, Länder, Kom-

munen und Sozialversicherungen einen „nennenswerten“  Überschuss  anstreben.  Aller-

dings muss festgestellt werden, dass die Kommunen bislang diese Erwartungen nicht er-

füllen können. Ein prognostizierter Überschuss von durchschnittlich gerade einmal 20 Euro 

je Einwohner ist angesichts der Prognoseunsicherheiten nicht weit genug von einem Defi-

zit  entfernt.  Etwa ein geringfügiger Anstieg der Schuldzinsen der Kommunen, eine ge-

bremste  wirtschaftliche  Entwicklung  oder  zusätzliche  Erhöhungen  der  Sozialausgaben 

können ein Defizit bei den Kommunen verursachen. 

Es  zeigen  sich  aber  auch  deutliche  Unterschiede  zwischen  finanzstarken  und  finanz-

schwachen Kommunen ab. Finanzstarke Kommunen können zusätzliche Einnahmen dazu 

verwenden, ihre Infrastruktur für die Zukunft fit zu machen, finanzschwache Kommunen 

müssen ihre ohnehin schon niedrigen Investitionsausgaben noch weiter einschränken, um 

die  Defizite  zu  minimieren.  Trotz  einiger  Sonderprogramme in  einigen  Bundesländern 

(z. B. in Nordrhein-Westfalen der Stärkungspakt Stadtfinanzen) ist ein bundesweiter Rück-

gang der  Kassenkredite nicht  zu verzeichnen. Die Kassenkredite bleiben weiterhin im-

mens hoch und liegen bei ca. 50 Milliarden Euro.

Im Rahmen dieser Auswertung wird auch gefordert, dass sich Bund und Länder mehr in 

die Finanzierung der Infrastruktur, auch im kommunalen Bereich, einbringen. 

Eine enorme Belastung mit einem prognostizierten Anstieg um mindestens 1,8 Milliarden 

Euro pro Jahr stellen die Steigerungen bei den Ausgaben für Sozialleistungen dar. Die So-

zialausgaben, wie die Kosten für die Hilfen zur Erziehung, die Jugendhilfe, die Eingliede-

rungshilfe  für  Menschen mit  Behinderung und die  Hilfe  zur  Pflege,  steigen überdurch-

schnittlich an. Ausgabenrückgänge bei den Kosten der Unterkunft bleiben trotz einer Ar-

beitsmarktentspannung aus. Die vom Bund angekündigte Entlastung von 5 Milliarden Euro 

im Zusammenhang mit den Kosten der Eingliederungshilfe für Menschen mit Behinderun-

gen ist ein wichtiger Schritt. Es muss aber bei der Umsetzung darauf geachtet werden, 

dass auch die Kommunen davon profitieren und nicht neue Ausgabendynamiken entste-

hen.
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Grundsätzliche Hinweise zum
Haushaltsplan 2015

Der  Haushaltsplan  besteht  aus  Gesamtergebnisplan,  Gesamtfinanzplan  und  den  ent-

sprechenden Teilplänen. Dabei werden zunächst die Teilpläne abgebildet, die sich auf die 

von den NKF-Regelungen verbindlich vorgeschriebenen Produktbereiche 01 - 17 bezie-

hen. Unterhalb dieser verbindlichen Produktbereichsebene ist nach den NKF-Regelungen 

eine weitere Untergliederung nach den eigenen Bedürfnissen zugelassen. Daher schließt 

sich sodann die Darstellung der Teilpläne auf der Ebene von Produkten an. Zu jedem Pro-

dukt findet sich zunächst eine kurzgefasste Produktbeschreibung, die Auftragsgrundlage, 

die Zielgruppe und die damit verfolgten Ziele. Standardisiert ermittelte Kennzahlen schlie-

ßen sich an. Im Anschluss an die jeweiligen Teilpläne werden die Haushaltsansätze detail-

liert erläutert. Die bedeutsameren Auszahlungen in den Finanzplänen für den Erwerb von 

Grundstücken, Gebäuden sowie sonstigen Investitionen sind in der Maßnahmenübersicht 

der größeren Investitionen des Vorberichtes zusammengefasst.

Ziele und Kennzahlen

Im Rahmen des Neuen Kommunalen Finanzmanagement (NKF) müssen für alle Teilpläne 

aussagefähige Zielwerte und Kennzahlen gebildet werden. Ziele und Kennzahlen dienen 

der Steuerungsunterstützung. Sie bringen Sachverhalte auf den Punkt und objektivieren 

sie. Beide zusammen dienen der Zielerreichung der Kommune insgesamt, aber auch ein-

zelnen Ebenen. Kennzahlen ermöglichen es, insbesondere wenn sie fortgeschrieben wer-

den,  dass  Entwicklungen nachvollzogen und unklare  Entwicklungen hinterfragt  werden 

können. Es kommt auch nicht auf die Anzahl der Kennzahlen an, sondern auf deren Aus-

sagekraft für die Fachbereiche selbst und für die Politik.

Mit dem Haushalt 2015 möchten wir in die Bildung von weiteren Kennzahlen einsteigen. 

Im Kontext zwischen Verwaltung und Politik muss künftig an einem weiteren Ausbau die-

ses Ziel- und Kennzahlsystems hingewirkt werden. Dieser Prozess wird einige Zeit in An-

spruch nehmen. 

Die neu ermittelten Kennzahlen sind unter den bisher standardisiert vorhandenen Kenn-

zahlen ergänzt worden. Es konnten noch nicht bei allen Produkten (und für alle Jahre) 

neue Kennzahlen hinzugefügt werden und auch diese müssen in einem künftigen Ziel- 
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und Kennzahlenbildungsprozess noch weiter hinsichtlich ihrer Aussagefähigkeit überprüft 

werden.

Städte und Gemeinden haben traditionell  mangels Wettbewerb und Preisvergleich von 

Gütern und Leistungen kaum Möglichkeiten, die Wirtschaftlichkeit ihres Handelns einzu-

ordnen. Diese fehlende Orientierung an anderen Marktteilnehmern und die damit einher-

gehenden Informationsdefizite gelten für Rat und Verwaltung.

2010 sind wir daher über die Firma IKVS GmbH einem offenen Vergleichsring mit den 

Städten Ahaus, Emsdetten, Greven und Steinfurt beigetreten. Das IKVS-System kann zu 

allen kommunalen Aufgabenbereichen Kennzahlen abbilden. Die bisherigen Erfahrungen 

haben aber jedoch gezeigt, dass die Vergleichbarkeit der Kennzahlen äußerst schwierig 

ist, weil jede Kommune organisatorisch anders aufgestellt ist. Unabhängig hiervon muss 

mittelfristig der Bereich Ziele und Kennzahlen eine größere Bedeutung im Haushaltsplan-

verfahren erlangen.

Wir werden in diesem Jahr noch den Jahresabschluss 2013 sowie den ersten Gesamtab-

schluss zum 31.12.2010 in den Rat einbringen. Nach Abarbeitung der noch ausstehenden 

Konzernabschlüsse (2011 bis 2013) wird ein Aufgabenschwerpunkt bei der Ziel- und Kenn-

zahlbildung gesehen.

Inanspruchnahme von Instandhaltungsrückstellungen
im Haushaltsjahr 2015

Eine Besonderheit ergibt sich im Ergebnishaushalt durch die Inanspruchnahme von in der 

Eröffnungsbilanz gebildeten Rückstellungen für unterlassene Instandhaltungen. 

Weil die wirtschaftliche Ursache für die Entstehung des Aufwandes vor dem Bilanzstichtag 

liegt, belastet die Inanspruchnahme nicht die Ergebnispläne, sondern nur durch Auszahl-

ungen die Finanzpläne der jeweiligen Haushaltsjahre.

Zusätzlich wurden im Rahmen der Jahresabschlüsse 2009 bis einschl. 2013 zusätzliche 

aufwandswirksame Rückstellungen gebildet.
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Für folgende Maßnahmen ist die Inanspruchnahme von Instandhaltungsrückstellungen im 

Haushaltsjahr 2015 vorgesehen: 

Produkt Art der Projekte Maßnahmen
Betrag
2015
Euro

01.12.01.00 Baubetriebshof Austausch von Toranlagen 69.000
03.01.01.00 Remigius-Grundschule Erneuerung Fenster Flur OG 16.000
03.01.01.00 Engelradingschule Rohrleitungssanierung 126.000
03.01.01.00 Astrid-Lindgren-Schule Flachdachsanierung Turnhalle 390.000

Austausch des Schwingbodens Turnhalle 131.000
03.01.01.00 Cordulaschule Restarbeiten aus den Mängeln der Brand-

schauen
27.000

03.02.01.00 Remigius-Hauptschule Instandsetzung Notlichtanlage 17.000
Austausch von Betonfensterelementen im 
Treppenhaus

24.000

Anschlusslegung für Notstromversorgung 
(Katastrophenschutz)

7.000

Austausch Fensterfront (Schulhofseite) 70.000
03.03.01.00 Nünning-Realschule Fugensanierung Außenfassade 11.000

Erneuerung der Fensterelemente 103.000
Erneuerung RWA-Anlagen in der Turnhalle 
und Forum

25.000

Erneuerung ELA-Anlage Turnhalle 20.000
03.03.01.00 Maria-Sibylla-Merian 

Realschule Auflagen Brandschau 11.000

Erstellung eines Maßnahmenkataloges zur 
Optimierung der Fluchtwege

9.000

Erneuerung der Geräteraumtore Turnhalle 22.000
Erneuerung der Prallschutzwände 
Turnhalle

12.000

03.04.02.00 Gymnasium 
Remigianum Auflagen Brandschau 28.000

Austausch Treppengeländer K-Trakt 56.000
Austausch und Einbau von Rauch- und 
Brandschutztüren

500.000
Maßnahmen zur Optimierung der räumli-
chen Situation (u. a. Fluchtwege)
Sanierung von 24 Klassenräumen 
(einschl. Verkabelung)

350.000

Gymnastikhalle Erneuerung der Toiletten- und Duschräu-
me

115.000

04.05.01.00 Kuhmturm Renovierung der Fenster und der Ein-
gangstür

6.500
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Produkt Art der Projekte Maßnahmen
Betrag
2015
Euro

15.02.01.00 Stadthalle Vennehof Sanierung der Toilettenanlagen 35.000
Reparatur Schienensysteme Trennwände 30.000
Erneuerung Parkhaustür zur Stadthalle 25.000
Instandsetzung der Heiz- und Kälteanlage 13.000

13.03.01.00 Friedhofshalle Burlo Dachsanierung 70.000
12.01.01.00 Brücken Diverse (kleinere) Instandsetzungsmaß-

nahmen bei Brücken
10.000

15.02.07.00 Pröbstingsee Entsandung 300.000

Summe: 2.628.500

Die NKF-Haushaltspläne und voraussichtlichen
Jahresabschlüsse 2012 bis 2014

Die Ergebnispläne bzw. -rechnungen schlossen wie folgt ab: 

Ist 2012

voraussicht-
liches

Ergebnis 2013 Plan 2014

Erträge 84.874.572 ca. 90.700.000 89.729.600
Aufwendungen 82.566.224 ca. 88.800.000 89.700.000
Überschuss / Defizit 2.308.348 ca. 1.900.000 29.600

Das Haushaltsjahr 2012 hatte noch mit einem Überschuss i. H. v. rund 2,3 Mio. Euro ab-

geschlossen. Ab dem Haushaltsjahr 2012 können Jahresüberschüsse der Ausgleichsrück-

lage zugeführt werden, soweit ihr Bestand nicht den Höchstbetrag von einem Drittel des 

Eigenkapitals erreicht. Sie dient als Puffer für künftige Haushaltsausgleichsmöglichkeiten. 

Der  Überschuss  aus  2012  wurde  voll  der  Ausgleichsrücklage  zugeführt,  die  zum 

31.12.2013, einschließlich des voraussichtlichen Überschusses von 1.900.000 Euro, nun-

mehr einen Stand von rund 24,4 Mio. Euro hat.

Das Haushaltsjahr 2013 wird mit einem Überschuss von ca. 1,9 Mio. Euro abschließen. 

Das Haushaltsjahr 2014 wird aller Voraussicht nach noch eine schwarze Null schreiben. 

Über  das  voraussichtliche  Ergebnis  2014  werden  wir  mit  dem  Budgetbericht  zum 

31.12.2014 Anfang 2015 gesondert berichten.
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Der Haushaltsausgleich

Der Ergebnisplan ist das Kernelement des Haushaltsplans. Hier zeigt sich, ob ein positives 

oder negatives Jahresergebnis erzielt wird, und ob der von der Gemeindeordnung vor-

geschriebene Haushaltsausgleich erreicht wird. Dazu muss der Gesamtbetrag der Erträge 

die Höhe des Gesamtbetrages der Aufwendungen erreichen oder übersteigen. Die Ver-

pflichtung zum Haushaltsausgleich gilt  als erfüllt,  wenn ein Fehlbedarf im Ergebnisplan 

bzw. ein Fehlbetrag in der Ergebnisrechnung durch Inanspruchnahme der Ausgleichsrück-

lage gedeckt werden kann. Dies ist und bleibt im Ergebnis aber ein Verzehr von Eigen-

kapital, der nicht unbegrenzt fortgesetzt werden kann, ohne in die Situation zu kommen, 

ein Haushaltssicherungskonzept aufstellen zu müssen. In der Bilanz ist die Ausgleichs-

rücklage als gesonderter Posten des Eigenkapitals ausgewiesen.

2015 kann wieder ein strukturell ausgeglichener Haushalt vorgelegt werden. Es ist damit 

zu rechnen, dass die Stadt Borken  - mit nur wenigen anderen Kommunen - hiermit eine 

Ausnahmesituation darstellt. Die allgemeinen Haushaltsgrundsätze des § 75 der Gemein-

deordnung (GO), wonach die Erträge die Höhe des Gesamtbetrages der Aufwendungen 

erreichen, können für das Haushaltsplanjahr 2015 als erfüllt angesehen werden.

Gesamtübersicht über den Haushaltsplan

Aufteilung der Erträge und Aufwendungen auf die 
Produktbereiche des Ergebnisplanes

Produktbereich

Jahreser-
gebnis Ergebnisplan

Saldo
voraussicht-

liches
Ergebnis

2013

Saldo 

2014

Erträge

2015

Aufwen-
dungen

2015

Saldo

2015

Nr. Bezeichnung Euro Euro Euro Euro Euro

01 Innere Verwaltung -5.047.064 -7.539.100 7.535.100 -14.392.000 -6.856.900

02 Sicherheit und Ordnung -2.074.099 -2.141.000 2.018.500 -4.033.200 -2.014.700

03 Schulträgeraufgaben -7.865.567 -6.662.200 3.522.700 -9.928.600 -6.405.900
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Produktbereich

Jahreser-
gebnis Ergebnisplan

Saldo
voraussicht-

liches
Ergebnis

2013

Saldo 

2014

Erträge

2015

Aufwen-
dungen

2015

Saldo

2015

Nr. Bezeichnung Euro Euro Euro Euro Euro

04 Kultur und Wissenschaft -1.786.930 -1.910.700 1.532.400 -3.378.500 -1.846.100

05 Soziale Leistungen -2.902.644 -3.277.800 1.183.000 -4.848.100 -3.665.100

06 Kinder-, Jugend- und
Familienhilfe -11.189.533 -11.267.600 8.283.300 -19.330.700 -11.047.400

07 Gesundheitsdienste -450.048 -460.000 0 -470.000 -470.000

08 Sportförderung -1.124.556 -1.093.100 179.100 -1.350.600 -1.171.500

09
Räumliche Planung und 
Entwicklung, Geoinforma-
tionen

-424.946 -522.500 24.800 -518.300 -493.500

10 Bauen und Wohnen -61.640 -224.900 399.800 -592.800 -193.000

11 Ver- und Entsorgung 1.499.143 645.000 12.022.900 -10.925.000 1.097.900

12 Verkehrsflächen und 
-anlagen, ÖPNV -4.662.766 -3.992.500 3.108.600 -7.477.600 -4.369.000

13 Natur- und Landschafts-
pflege -2.241.231 -2.235.600 1.287.800 -3.499.800 -2.212.000

14 Umweltschutz -15.796 -29.200 0 -20.700 -20.700

15 Wirtschaft und Tourismus -592.682 -1.717.900 1.665.700 -3.602.700 -1.937.000

16 Allgemeine Finanzwirt-
schaft 40.776.442 42.458.700 59.790.600 -17.975.500 41.815.100

17 Stiftungen -2.167 0 28.800 -25.800 3.000

Überschuss / Fehlbedarf: 1.833.916 29.600 102.583.100 -102.369.900 213.200
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Die Positionen der Ergebnispläne

derzeitiges
Ergebnis 

2013
Euro

Ansatz 

2014
Euro

Ansatz

2015
Euro

1 Steuern und ähnliche Abgaben 45.907.677 47.806.000 47.466.500

2 + Zuwendungen und allgemeine Umla-
gen 14.611.436 16.161.600 17.357.600

3 + Sonstige Transfererträge 1.093.450 633.900 717.000

4 + Öffentlich-rechtliche Leistungsentgelte 13.450.611 13.784.400 14.964.100

5 + Privatrechtliche Leistungsentgelte 2.292.861 2.214.700 2.429.200

6 + Kostenerstattungen und Kostenumla-
gen 3.822.966 3.146.000 3.078.400

7 + Sonstige ordentliche Erträge 7.924.950 4.304.900 5.474.100

8 + Aktivierte Eigenleistungen 325.278 313.100 374.300

9 +/- Bestandsveränderungen 0 0

10 = Ordentliche Erträge 89.429.229 88.364.600 91.861.200

11 - Personalaufwendungen -18.593.122 -18.703.900 -19.315.100

12 - Versorgungsaufwendungen -2.370.464 -1.873.000 -2.335.300

13 - Aufwendungen für Sach- und Dienst-
leistungen -18.211.836 -18.481.100 -18.951.000

14 - Bilanzielle Abschreibungen -8.455.496 -8.235.800 -8.206.200

15 - Transferaufwendungen -37.345.991 -38.065.300 -39.723.600

16 - Sonstige ordentliche Aufwendungen -4.041.735 -4.295.900 -4.339.500

17 = Ordentliche Aufwendungen -89.018.644 -89.655.000 -92.870.700

18 = Ordentliches Ergebnis 410.585 -1.290.400 -1.009.500

19 + Finanzerträge 1.451.585 1.365.000 1.267.700

20 - Zinsen und sonstige Finanzaufwen-
dungen

-28.254 -45.000 -45.000

21 = Finanzergebnis 1.423.331 1.320.000 1.222.700
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derzeitiges
Ergebnis 

2013
Euro

Ansatz 

2014
Euro

Ansatz

2015
Euro

22 = Ergebnis der laufenden Verwal-
tungstätigkeit 1.833.916 29.600 213.200

23 + Außerordentliche Erträge 0 0 0

24 - Außerordentliche Aufwendungen 0 0 0

25 = Außerordentliches Ergebnis 0 0 0

26 = Jahresergebnis 1.833.916 29.600 213.200
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Erläuterungen zu den Schwerpunkten
der ordentlichen Erträge

1  Steuern und ähnliche Abgaben

Ansatz 2014 Ansatz 2015
Grundsteuer A 293.000 300.000
Grundsteuer B 6.043.000 6.321.500
Gewerbesteuer 22.400.000 20.600.000
Anteil an der Einkommensteuer 14.750.000 15.660.000
Anteil an der Umsatzsteuer 1.865.000 2.150.000
Vergnügungssteuer 700.000 640.000
Hundesteuer 250.000 250.000
Familienlastenausgleich 1.505.000 1.545.000

Die Entwicklung der Realsteuerhebesätze

Jahr

1997 bis 2002 2003 bis 2010 2011 bis 2014 2015

Grundsteuer A 175 192 209 213

Grundsteuer B 330 381 *) 413 *) 423 *)

Gewerbesteuer 380 403 411 415

*) ab 2006 wird zusätzlich für die Straßenreinigung ein Zuschlag erhoben

Die fiktiven Hebesätze für die Grundsteuern A und B und die Gewerbesteuer werden mit 

dem GFG 2015 neu festgesetzt. Der Hebesatz für die Grundsteuer A steigt von 209 auf 

213 v. H., der Hebesatz für die Grundsteuer B von 413 auf 423 v. H. und der Hebesatz für 

die Gewerbesteuer von 411 auf 415 v. H. Wir sind gezwungen, diese Hebesätze zu über-

nehmen. Falls wir dies nicht tun würden, würde uns ein finanzieller Nachteil aus dem kom-

munalen Finanzausgleich entstehen. Bei der Grundsteuer A erwarten wir Mehrerträge von 

6.000 Euro, bei der Grundsteuer B von 140.000 Euro und bei der Gewerbesteuer von 

193.000 Euro. Für ein Grundstück in einer Größenordnung von 500 qm, neubebaut mit ei-
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nem  durchschnittlichen  Einfamilienhaus,  ergibt  sich  eine  jährliche  Mehrbelastung  an 

Grundsteuer B von neun Euro. Den Verzicht auf die Mehrerträge können wir uns aufgrund 

des geringen Überschusses im Haushaltsjahr 2015 nicht leisten.

Zum Jahresende 2014 gab es in Borken 4.167 Gewerbetreibende/-betriebe. Davon wa-

ren 871 gewerbesteuerpflichtig. Wie in den Vorjahren wird der Großteil des Gewerbesteu-

eraufkommens von relativ wenigen Firmen gezahlt. Die nachfolgende Tabelle zeigt eine 

Vereinzelung des Gewerbesteueraufkommens auf verschiedene Größenklassen. 

Jahr
Gewerbe-

steuer-
aufkommen

über 
500.000

Euro

von 
50.000 bis 

499.999 
Euro

von 
10.000 bis 

49.999
Euro

von 1.000 
bis 9.999 

Euro

unter 
1.000 
Euro

Summe

2014

Anzahl
der Betriebe 6 53 160 501 151 871

Anteil am Gesamt-
aufkommen 31,44 35,43 20,54 12,11 0,48 100,00 %

2013

Anzahl
der Betriebe 5 55 168 475 166 869

Anteil am Gesamt-
aufkommen 26,67 % 39,23 % 21,59 % 12,00 % 0,51 % 100,00%

2012

Anzahl
der Betriebe 6 49 161 475 160 851

Anteil am Gesamt-
aufkommen 37,44 % 31,55 % 19,40 % 11,16 % 0,45 % 100,00 %

2011

Anzahl
der Betriebe 4 37 169 463 160 833

Anteil am Gesamt-
aufkommen 31,99 % 32,39 % 22,85 % 12,26 % 0,51 % 100,00 %

2010

Anzahl
der Betriebe 6 36 167 466 175 850

Anteil am Gesamt-
aufkommen 39,67 % 27,31 % 20,93 % 11,56 % 0,53 % 100,00 %

2009

Anzahl
der Betriebe 3 36 165 465 170 839

Anteil am Gesamt-
aufkommen 20,10 % 35,83 % 29,35 % 14,09 % 0,63 % 100,00 %

2008

Anzahl
der Betriebe 4 35 145 397 242 823

Anteil am Gesamt-
aufkommen 37,63 % 31,01 % 20,86 % 9,83 % 0,67 % 100,00 %
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Jahr
Gewerbe-

steuer-
aufkommen

über 
500.000

Euro

von 
50.000 bis 

499.999 
Euro

von 
10.000 bis 

49.999
Euro

von 1.000 
bis 9.999 

Euro

unter 
1.000 
Euro

Summe

2007

Anzahl
der Betriebe 4 36 139 371 221 771

Anteil am Gesamt-
aufkommen 35,41 % 34,19 % 20,36 % 9,32 % 0,72 % 100,00 %

2006

Anzahl
der Betriebe 4 39 126 351 284 804

Anteil am Gesamt-
aufkommen 38,27 % 33,41 % 18,87 % 8,59 % 0,86 % 100,00 %

2005

Anzahl
der Betriebe 4 29 115 309 227 684

Anteil am Gesamt-
aufkommen 40,86 % 25,28 % 22,47 % 10,41 % 0,98 % 100,00 %

Die Tabelle zeigt die Entwicklung des Gewerbesteueraufkommens seit  dem Jahr 2006. 

Aus der  Tabelle  wird deutlich,  dass das Gewerbesteueraufkommen in dieser  Zeit  sehr 

stark gestiegen ist. Die Borkener Gewerbetreibenden leisten damit einen wichtigen Beitrag 

zum Haushaltsausgleich. Wir gehen zurzeit davon aus, dass der veranschlagte Haushalts-
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Entwicklung der Gewerbesteuer in Borken

Jahr

in Mio. Euro

(HH-Ansatz)
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ansatz in 2014 nicht erreicht wird. Im Jahr 2015 wird der Ansatz daher um 1,8 Mio. Euro 

reduziert. Der Ansatz ist ausgehend vom erwarteten Ergebnis 2014 und unter Berücksich-

tigung der Orientierungsdaten für 2015 ermittelt worden. Diese sehen für 2015 eine Stei-

gerung von 4 % gegenüber dem Vorjahr vor. Der Gewerbesteueransatz 2015 ist somit vor-

sichtig optimistisch gewählt. 

Die Ansätze für den Gemeindeanteil an der Einkommensteuer und den Gemeindeanteil an 

der Umsatzsteuer orientieren sich an den Daten des Runderlasses des Ministeriums für 

Inneres und Kommunales des Landes NRW vom 01.07.2014 für die mittelfristige Ergeb-

nis- und Finanzplanung der Gemeinden und Gemeindeverbände für die Jahre 2015 bis 

2018. Die vorstehende Tabelle zeigt die Entwicklung des Gemeindeanteils an der Einkom-

mensteuer. Die Steigerungsraten seit  2010 sind ein Ausdruck der insgesamt guten Be-

schäftigungslage Borkener Arbeitnehmer und Arbeitnehmerinnen.

Mit Änderung der Vergnügungssteuersatzung zum 01.01.2011 wurde aus Gründen des All-

gemeinwohls (Jugendschutz und Suchtvorbeugung) der Steuersatz von 10 auf 20 v. H. 

des Einspielergebnisses für Spielhallen und ähnliche Unternehmen festgesetzt.
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Entwicklung des Gemeindeanteils 
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Derzeit werden 15 Spielhallen an sieben Standorten betrieben. Der mit der Steueranhe-

bung beabsichtigte Zweck ist bisher nicht eingetreten. Klagen gegen die erhöhte Steuer-

festsetzung wurden bisher als unbegründet abgewiesen.

Aufgrund der Einschränkung der Öffnungszeiten bei Spielhallen zum 01.04.2013 und der 

Änderungen des  Nichtraucherschutzgesetzes  zum 01.05.2013,  wird  das  Vergnügungs-

steueraufkommen in 2014 aller Voraussicht nach weiter zurückgehen als zunächst vermu-

tet. Daher wird für 2015 in Anlehnung an das vermutliche Rechnungsergebnis 2014 ein 

Ansatz in Höhe von 640.000 Euro gebildet. Damit hat sich das Aufkommen im Vergleich 

zum Ergebnis 2013 um rund 160.000 Euro reduziert.

Die 2011 durchgeführte Hundebestandsaufnahme führte zu einem Zuwachs von 570 steu-

erlich gemeldeten Hunden. Der Grundbestand steuerlich gemeldeter Hunde beläuft sich 

zurzeit in Borken auf 3.721 Hunde (Stand: Oktober 2014). Das Hundesteueraufkommen 

beträgt 2015 wie im Vorjahr gleichbleibend 250.000 Euro.

2  Zuwendungen und allgemeine Umlagen

2013
Euro

2014
Euro

2015
Euro

Schlüsselzuweisungen 4.550.000 5.730.000 5.990.000

Zuweisungen für laufende Zwecke vom 
Land 6.814.800 7.531.800 8.345.000

Erträge aus der Auflösung von Sonder-
posten aus Zuwendungen 2.163.600 2.222.900 2.447.500

Bei der Berechnung und Zuweisung der 

Schlüsselzuweisungen

kann die Stadt Borken im Rahmen des Finanzausgleichs trotz  der Senkung der Finanz-

kraft nur mit Erträgen in Höhe von 5,99 Mio. Euro planen. Die kassenmäßigen Ist-Steuer-

einnahmen in der Referenzperiode von Juli 2013 bis Juni 2014, die für die Berechnung der 

Schlüsselzuweisungen zugrunde gelegt werden, haben sich wie folgt entwickelt:
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Zeitraum Grundsteuer A
Euro

Grundsteuer B
Euro

Gewerbesteuer
Euro

2. Halbjahr 2013 162.751 2.783.299 9.527.099
1. Halbjahr 2014 155.427 2.813.200 9.069.178
Insgesamt: 318.178 5.596.499 18.596.277

vorherige Periode: 295.390 5.574.830 21.335.764

Im Steuerverbund  2015 steht  eine  verteilbare  Finanzausgleichsmasse  i. H. v.  rund  9,7 

Mrd. Euro zur Verfügung. Gegenüber dem Steuerverbund 2014 bedeutet dies eine Steige-

rung von 2,16 %. Ursachen für die Steigerung sind die gestiegenen Einnahmen bei den 

Verbundsteuern und dem Länderfinanzausgleich/Bundesergänzungszuweisungen. 

Die Landesregierung setzt mit dem GFG 2015 das FiFo-Gutachten zur Weiterentwicklung 

des kommunalen Finanzausgleichs aus 2013 teilweise weiter um. Aus Sicht des Landes 

schafft die Fortentwicklung für die Kommunen eine größere Planungssicherheit: Um den 

Finanzbedarf der Städte und Gemeinden zu ermitteln, werden künftig die Daten mehrerer 

Jahre zu Grunde gelegt. Bislang wurde nur ein Jahr berücksichtigt. So werden nunmehr 

Momentaufnahmen verhindert und Spitzen sowohl nach oben als auch nach unten abge-

fangen. Auch im GFG 2015 werden die Parameter aus aktuellen Daten entwickelt.  Da-

durch verändern sich insbesondere die Gewichtungsfaktoren der Nebenansätze des GFG 

2015 im Vergleich zum GFG 2014. Dies betrifft den Soziallastenansatz, den Schüleransatz 

sowie auch den Flächen- und den Zentralitätsansatz. Zudem werden die Einwohnerzahlen 

aus den fortgeschriebenen Daten des Zensus 2011 berücksichtigt. Aufgrund der verhält-

nismäßig geringen Anzahl  von Bedarfsgemeinschaften wirkt  sich die im Vergleich zum 

Vorjahr höhere Gewichtung dieser negativ auf die Höhe der Schlüsselzuweisungen 2015 

aus. Dies hat insgesamt zur Folge, dass der Ansatz 2015 im Vergleich zum Vorjahr nur 

knapp erhöht werden konnte.

Zuweisungen für laufende Zwecke vom Land sind mit 5.319.000 Euro (Vorjahr 4.720.000 

Euro) eingeplant als Anteil an den 

Betriebskosten für Tageseinrichtungen für Kinder,

sowie mit 373.500 Euro als Ausgleichszahlung für die Beitragsbefreiung des dritten Kin-

dergartenjahres.  Eingeplant  werden  weiterhin  die  Pauschalen  für  Schule,  Bildung  und 

Sport mit insgesamt 1.359.000  Euro.
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Erträge aus der 

Auflösung von Sonderposten

aus Zuwendungen sind mit insgesamt 2.447.500 Euro veranschlagt und liegen leicht über 

Vorjahresniveau. Soweit bilanzierte Vermögensgegenstände ganz oder teilweise durch Zu-

wendungen finanziert wurden, werden diese Zuwendungen heute im Gleichschritt mit der 

Anschaffung von Vermögensgegenständen erfasst und mit der Abschreibung dieser Ver-

mögensgegenstände ertragswirksam aufgelöst. Die Erfassung der Sonderposten (Zuwei-

sungen und Zuordnungen zum Anlagevermögen) im Rahmen der Eröffnungsbilanzaufstell-

ung wurde seinerzeit mit sehr viel Aufwand betrieben. Dies wirkt jetzt beim Haushalt ent-

lastend.

Grundlage für die Ermittlung der Ansätze bei den jeweiligen Produkten sind somit die Bi-

lanzwerte der geprüften Eröffnungsbilanz und deren Fortschreibung.

3  Sonstige Transfererträge

Bei den sonstigen Transfererträgen in Höhe von 717.000 Euro handelt es sich fast aus-

schließlich um Kostenbeiträge und Kostenerstattungen nach dem SGB VIII (Kinder- und 

Jugendhilfegesetz).

4  Öffentlich-rechtliche Leistungsentgelte

Bei dem Gesamtvolumen in Höhe von rund 14.964.100 Euro entfallen auf:

Benutzungsgebühren und ähnliche Entgelte

(Gebühren für die Entsorgungseinrichtungen, 

Elternbeiträge u. a.)

12.046.400 Euro

Verwaltungsgebühren

(Baugebühren, Personalausweisgebühren u. a.)

778.500 Euro

und Erträge aus der Auflösung von Sonderposten 

für Beiträge und für den Gebührenausgleich 2.009.200 Euro

-  45  -



5  Privatrechtliche Leistungsentgelte

Mieten und Pachten 441.800 Euro

Erträge aus Verkauf 390.500 Euro

Sonstige privatrechtliche Leistungsentgelte

(Unterrichtsentgelte der VHS und der Musikschule, 

Parkgebühren, Marktstandsgelder u. a.)

1.596.900 Euro

6  Kostenerstattungen und Kostenumlagen

Erstattungen für den Rettungsdienst 1.240.000 Euro

Erstattungen des Sonderhaushaltes Soziales (SGB II) 290.000 Euro

Kostenbeiträge von Nachbargemeinden für die Musikschule 

und die VHS 300.000 Euro

Verwaltungskostenbeitrag der Stadtwerke 166.000 Euro

7  Sonstige ordentliche Erträge

Konzessionsabgaben 1.917.000 Euro

Erträge aus Grundstücksverkäufen 1.180.000 Euro

Erstattung der Kapitalertragsteuer 90.000 Euro

Bürgschaftsprovisionen 245.000 Euro

Bußgelder und Säumniszuschläge 211.500 Euro

Erträge aus der Auflösung von sonstigen Sonderposten 78.700 Euro
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Konzessionsabgaben sind Entgelte, die Energieversorgungsunternehmen an Städte und 

Gemeinden für die Einräumung des Rechts zur Benutzung öffentlicher Verkehrswege für 

die Verlegung und den Betrieb von Leitungen, die der unmittelbaren Versorgung von End-

kunden mit Strom und Gas im Gemeindegebiet dienen, entrichten müssen. Rechtsgrund-

lage ist  die Konzessionsabgabenverordnung und der jeweilige Konzessionsvertrag zwi-

schen Netzbetreiber und Gemeinde. Die für 2015 eingeplanten

Konzessionsabgaben

von den Stadtwerken i. H. v. 1,9 Mio. Euro werden den niedrigsten Stand seit 2006 aus-

weisen.  Über  die  Gründe (Abschluss  von Sonderverträgen,  die  im  Ergebnis  geringere 

Konzessionsabgaben bedeuten) des Rückganges, wurde bereits im Haushaltsplan 2012 

berichtet. Daneben werden Konzessionsabgaben von anderen i. H. v. zirka 17.000 Euro 

erwartet.

2006 2007 2008 2009 2010 2011 2012 2013 2014 2015
0,0

0,5

1,0

1,5

2,0

2,5

3,0

2,57

2,25
2,12 2,08

2,18 2,14 2,12 2,06 2,08
1,91

Entwicklung der Konzessionsabgaben

Jahr
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8  Aktivierte Eigenleistungen

Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter  der  Fachbereiche Gebäudewirtschaft,  Tiefbau und 

Landschaft und Straßen erbringen für die Herstellung von Anlagevermögen voraussichtlich 

Eigenleistungen in Höhe von 374.300 Euro.

Erläuterungen zu den Schwerpunkten
der ordentlichen Aufwendungen

11  Personalaufwendungen und

12  Versorgungsaufwendungen

Die im Haushaltsplan 2015 veranschlagten Personal- und Versorgungsaufwendungen be-

laufen sich in der Summe auf 21.650.400 Euro. Hinzuzurechnen sind noch Aufwendungen 

für ehrenamtliche und sonstige Tätigkeiten sowie sonstige Personal- und Versorgungsauf-
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wendungen, die sich unter der Position 16 sonstige ordentliche Aufwendungen befinden in 

Höhe von 456.400 Euro. Erstattungen gem. § 107 b BeamtVG werden i. H. von 21.300 

Euro und Erträge aus der Auflösung von Pensionsrückstellungen und Beihilferückstellun-

gen in Höhe von 1.341.000 Euro veranschlagt. Somit ergeben sich in der Summe Aufwen-

dungen von 22.106.800 Euro, denen Erträge von 1.362.300 Euro gegenüberstehen. Die 

Netto-Personalaufwendungen betragen somit 20.744.500 Euro. Die Aufwendungen für das 

Personal steigen damit gegenüber dem Vorjahr um 428.000 Euro, obwohl die Stellen im 

Stellenplan dabei erstmals nach Jahren des Zuwachses trotz der Aufgabendichte moderat 

um 1,02 Stellen auf 332,06 vollzeitverrechnete Stellen sinken.

Die Kostensteigerung hat insbesondere folgende Ursachen:

Für die tariflich Beschäftigten wurden durchschnittlich 2 % an tariflicher Erhöhung einge-

plant, da die Tabellenentgelte nach dem derzeitigen Tarifvertrag ab dem 01.03.2015 um 

weitere 2,4 % steigen. Für alle Beamten haben wir eine Erhöhung von 2,4 % ganzjährig 

berücksichtigt, wobei auch nach dem derzeitigen Gesetzentwurf der Landesregierung das 

Ergebnis der Tarifverhandlungen nicht vollständig in der prozentualen Höhe wie bei den ta-

riflich Beschäftigten auf alle Beamten übertragen werden soll. Für 2013 und 2014 hatten 

wir hierfür Rückstellungen gebildet, die zur Deckung dieser Aufwendungen aufgelöst wer-

den können.

Die Umlage zur Versorgungskasse sowie die Umlage zur Beihilfekasse für die Beamten 

werden sich erneut wesentlich erhöhen, ebenso aufgrund des Tarifabschlusses die Zu-

satzversorgungsbeiträge sowie die Sozialversicherungsbeiträge für die tariflich Beschäftig-

ten.

Die Rückstellungen sind nach den gemachten Erfahrungen seit der Umstellung auf NKF 

äußerst schwierig verlässlich zu planen. Wir haben uns für 2015 die Zuführungen wieder 

aktuell neu berechnen lassen. Im Haushaltsplan sind nunmehr die Zuführungsbeträge be-

rücksichtigt, die sich durch die Neuberechnungen ergeben.

Der Stellenplan und die Kostensteigerung der zuvor genannten Aufwendungen werden 

vom zuständigen Fachbereich Personal, Orga und IKT mit der Vorlage zum Stellenplan 

2015 noch ausführlich erläutert. 
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Die Stadt Borken ist verpflichtet, für ihre ehemaligen Beamtinnen und Beamten aus ihrer 

früheren aktiven Dienstzeit  Pensionen und Beihilfen in  Krankheitsfällen zu zahlen.  Die 

Stadt Borken erbringt die Versorgungsleistungen nicht unmittelbar, sondern als Umlage-

beitrag an die Kommunale Versorgungskasse Westfalen-Lippe (kvw). Die kvw, deren Ge-

schäftsführung  beim Landschaftsverband  Westfalen-Lippe  liegt,  zahlt  die  Versorgungs-

leistungen an die Berechtigten aus. Die Umlagezahlungen an die kvw werden in den kom-

menden Jahren erheblich steigen. Nicht die Höhe der Pensionen ist das Problem, sondern 

die Tatsache, dass über Jahrzehnte dafür keine Rücklagen gebildet wurden.

Die kvw hat  für  jedes Mitglied durch einen Versicherungsmathematiker  eine Prognose 

über die Entwicklung des Versorgungsaufwandes erstellen lassen. Die Bewertung erfolgte 

auf Basis der persönlichen Daten.

Haben wir in der Eröffnungsbilanz zum 01.01.2009 noch Pensionsrückstellungen in Höhe 

von 26.126.040 Euro gebildet, so entwickeln sich diese allein in den nächsten Jahren wie 

folgt:

Stichtag
Teilwert der Pensions-

verpflichtungen
Euro

Teilwert der
Beihilfeverpflichtun-

gen
Euro

Pensionsrückstellun-
gen

insgesamt
Euro

31.12.2014 1 26.675.598 8.056.699 34.732.297
31.12.20151 27.490.224 8.341.997 35.832.221
31.12.2016 2 28.209.594 8.609.068 36.818.663
31.12.2017 2 28.930.019 8.876.640 37.806.659
31.12.2018 2 29.613.029 9.144.814 38.757.843

Der  Unterschiedsbetrag  zwischen den Pensionsrückstellungen insgesamt von 2014 zu 

2015 in Höhe von rund 1,1 Mio. Euro (Saldo aus Zuführung ./. Auszahlungen) ist im Haus-

haltsplanentwurf einzustellen. Die Rückstellungen bilden aber nur den aktuellen Stand der 

Versorgungsverpflichtungen ab, lösen aber nicht die Finanzierung dieser Versorgungsleis-

tungen. Die Stadt Borken ist in der glücklichen Lage einen Großteil der gebildeten Rück-

stellungen auch innerhalb der liquiden Mittel auf der Aktivseite darzustellen. Das ist sicher-

lich in der kommunalen Landschaft nahezu ein Alleinstellungsmerkmal. Dennoch darf die-

se vermeintlich gute - aber grundsätzlich eigentlich notwendige und normale Lage - nicht 

dazu führen, die behutsame Ausgabenpolitik zu verlassen. Es ist weiterhin dringend not-

1 Laut Berechnung kvw, Stand: August 2014 (nachträgliche Anpassung gemäß Tarifabschluss TV-L 
(2,65 % / 2,95 %) in 2014).

2 Hochgerechnete Zahlen auf der Grundlage der Berechnung von Januar 2014
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wendig eine Liquiditätsvorsorge für die Pensionsrückstellungen zu betreiben, was durch 

folgenden Beschluss des Rates auch manifestiert wurde:

„Die Verwaltung wird zur Sicherung künftiger Zahlungsleistungen für die Beamtenversor-

gung beauftragt, aus dem Kassenbestand der Stadt gesondert 25 Mio. Euro einschließlich 

der daraus erzielten Erträge in mündelsicheren Kapitalstöcken oder liquidierbaren Vermö-

genswerten anzulegen. Rat und Verwaltung verpflichten sich, zur Erhaltung des gesonder-

ten Vermögens die künftige Haushaltsführung der Stadt daran auszurichten.“

In 2014 haben wir festgelegt, welche Geldanlagen für die zukünftige Beamtenversorgung 

vorgesehen sind. Seit dem Ratsbeschluss in 2012 hat sich der Betrag bereits um rund 

800.000 Euro erhöht. Zum 31.12.2013 beliefen sich die zurückgelegten Mittel somit auf 

25,8 Mio. Euro.

13  Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen

- Kosten der OGGS 1.410.300 Euro

- Unterhaltung und Bewirtschaftung der Grundstücke 

und baulichen Anlagen 5.393.300 Euro

- Unterhaltung und Bewirtschaftung des Infrastrukturvermögens 3.791.000 Euro

- Haltung von Fahrzeugen 453.000 Euro

- Unterhaltung des sonstigen beweglichen Vermögens 1 1.141.000 Euro

- Lernmittel nach dem Lernmittelfreiheitsgesetz 381.000 Euro

- Aufwendungen für sonstige Dienstleistungen 5.581.000 Euro

(Schülerbeförderungskosten, VHS-Honorare, 

Kosten für die Benutzung der Kreis-Mülldeponie, 

Kosten der Müllabfuhr und Straßenreinigung durch 

Fremdunternehmer etc.)

1 Hierunter fällt auch ein Großteil der EDV-Aufwendungen. Eine entsprechende Aufstellung hierzu und zu 
   den EDV-Investitionen ist weiter hinten im Vorbericht zu finden.
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14  Bilanzielle Abschreibungen

Der Gesamtbetrag der bilanziellen Abschreibungen beläuft sich auf 8.206.200 Euro. Den 

Abschreibungen stehen Erträge aus der Auflösung von Sonderposten aus Zuwendungen 

und aus Beiträgen gegenüber.

Abschreibungen ./. 8.206.200 Euro
Erträge aus der Auflösung von Sonderposten aus Zuwendungen 2.447.500 Euro
Erträge aus der Auflösung von Sonderposten für Beiträge 1.673.800 Euro
Erträge aus der Auflösung von sonstigen Sonderposten 78.700 Euro

Nettoaufwand 4.006.200 Euro

15  Transferaufwendungen

Der Gesamtbetrag der Transferaufwendungen beläuft sich auf 39.723.600 Euro und setzt 

sich im Wesentlichen wie folgt zusammen:

- Zuschüsse für den ergänzenden öffentlichen Nahverkehr 110.000 Euro

- Zuschüsse für Städtepartnerschaften, Privatschulen, Büchereien, 

Sportvereine, Stadtmarketingmaßnahmen u. a.

707.800 Euro

- Zuschüsse an Jugendheime, das Jugendwerk u. a. 802.500 Euro

- Betriebskostenzuschüsse, Trägeranteil und Zuschüsse für 

Tageseinrichtungen für Kinder

11.034.000 Euro

- Soziale Leistungen des Jugendamtes an natürliche Personen 

außerhalb von Einrichtungen

1.245.200 Euro

- Soziale Leistungen des Jugendamtes an natürliche Personen 

in Einrichtungen

3.608.700 Euro

- Leistungen nach dem Asylbewerberleistungsgesetz 1.321.500 Euro

- Ausgaben nach dem Unterhaltungsvorschussgesetz 340.000 Euro

- Gewerbesteuerumlage 1.740.000 Euro
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- Finanzierungsbeteiligung Fonds Deutsche Einheit, 

Länderfinanzausgleich

1.690.000 Euro

- Kreisumlage 14.100.000 Euro

- Kommunale Finanzierungsbeteiligung SGB II 1.524.000 Euro

- Beitrag für die Krankenhausfinanzierung 470.000 Euro

Der Kreis Borken hat eine Erhöhung der Kreisumlage angekündigt. In 2014 betrug der An-

satz noch 13,165 Mio. Euro. Für 2015 wird die Kreisumlage mit einem Ansatz von 14,1 

Mio. Euro eingeplant. 

Entwicklung der Kreisumlage

Nach den derzeit  vorliegenden Informationen wird der durch Kreisumlage zu deckende 

Bedarf für 2015 auf rund 126 Mio. Euro geschätzt. Damit wird sich sein Umlagebedarf im 

Vergleich zum Vorjahr um ca. 14 Mio. Euro erhöhen. Diese Verschlechterung ist vor allem 

auf die steigenden Sozialaufwendungen beim Kreis selbst und über die Landschaftsumla-
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ge beim Landschaftsverband zurückzuführen. Weiterhin steigen die Belastungen bei den 

Personalaufwendungen. Die Umlagegrundlagen des Kreises Borken haben sich im Ver-

gleich zum Vorjahr nur leicht erhöht und können daher die o. g. Mehrbelastungen nicht 

auffangen, so dass ein Hebesatzanstieg unvermeidbar sein wird. Von der Stadt Borken 

sind ca. 11,26 v. H. der Kreisumlage in 2015 zu erbringen.

Das Verfahren zur Benehmensherstellung über die Festsetzung der Kreisumlage erfolgt 

erst  nach Redaktionsschluss für  den städtischen Haushaltsplan.  So können sich noch 

Veränderungen ergeben.

Die Aufwendungen für Soziales
im Haushalt der Stadt 

Leistungen nach dem SGB II

Die Entwicklung der Anzahl von Bedarfsgemeinschaften ist insbesondere auch konjunktu-

rellen Schwankungen unterworfen. Sie befindet sich weiterhin auf einem konstant niedri-

gen Niveau und hat im September 2014 einen historischen Tiefstand erreicht (1.005 Be-

darfsgemeinschaften). 
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Im Monat September 2014 ist die Anzahl der Bedarfsgemeinschaften gegenüber dem Vor-

jahresmonat um 3,1 % zurück gegangen (entspricht 32 Bedarfsgemeinschaften) während 

kreisweit ein Anstieg um 2,7 % zu verzeichnen war. 

Trotz dieser stabilen Zahlen ist im Jahr 2015 von einer steigenden kommunalen Finanzbe-

teiligung auszugehen.  Die  kommunal  finanzierten  Ausgaben (insbesondere Kosten der 

Unterkunft) werden bereits im Jahr 2014 vermutlich deutlicher ansteigen als erwartet, was 

auch auf eine geringere Erstattung aus der Wohngeldersparnis des Landes zurückzufüh-

ren ist. Daneben führen weiter steigende Nebenkosten sowie die Erhöhung der Regelleis-

tungen zum 01.01.2015 auch zu einer steigenden kommunalen Finanzbeteiligung. 

Leistungen nach dem SGB XII

Die Aufwendungen der Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung nach dem 4. 

Kapitel des SGB XII trägt seit dem Jahr 2014 zu 100% der Bund, während die Aufwendun-

gen nach dem 3. Kapitel (Sozialhilfe) über die Kreisumlage gezahlt werden. Die Personal-

kosten tragen die kreisangehörigen Städte und Gemeinden. Künftig ist weiterhin von einer 

steigenden Anzahl von Leistungsberechtigten auszugehen. Auch die Neuregelungen der 

Mütterrente haben nicht zu einem Rückgang der Leistungsberechtigten beigetragen.
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Leistungen nach dem Asylbewerberleistungsgesetz

Weiterhin ist mit steigenden Zuweisungen von asylbegehrenden Ausländern zu rechnen. 

Die Entwicklung der leistungsberechtigten Personen kann der nachfolgenden Grafik ent-

nommen werden: 

Festzustellen bleibt, dass die Anzahl der Leistungsberechtigten in den ersten neun Mona-

ten des Jahres 2014 im Durchschnitt um mehr als 17 % über denen des Vorjahres gelegen 

haben.  Gründe sind insbesondere steigende Neuzuweisungen.  Aufgrund der  weltpoliti-

schen Lage ist in 2015 mit weiterhin steigenden Neuzuweisungen zu rechnen. 

Die Stadt Borken ist verpflichtet, die Personen unterzubringen und für deren Lebensunter-

halt einschließlich der Krankheitskosten aufzukommen. In Borken wird der Ansatz einer 

dezentralen Unterbringung verfolgt.  Die Asylbewerber/innen werden in 16 kommunalen 

Unterkünften, verteilt im Stadtgebiet Borken, untergebracht. Die soziale Betreuung erfolgt 

durch die Integrationsbeauftragte der Stadt Borken. Zusätzlich gewährt die Stadt Borken 

derzeit 33 syrischen Kriegsflüchtlingen Krankenhilfe, denen eine Aufenthaltserlaubnis nach 

§ 23 Abs. 1 AufenthG erteilt worden ist, deren Lebensunterhalt jedoch von Verwandten si-

chergestellt wird. 

Insbesondere  ist  auch  im  Bereich  der  Krankenhilfe  mit  steigenden  Aufwendungen  zu 

rechnen, zu deren Übernahme die Stadt Borken verpflichtet ist und die nicht kalkulierbar 
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sind. Aufgrund der persönlichen Schicksale der Betroffenen, welche diese im Rahmen der 

Flucht und Vertreibung erlebt haben, bedürfen diese oftmals einer entsprechenden Be-

handlung, auch unter Anwendung der entsprechend strengen Maßgaben des Asylbewer-

berleistungsgesetzes. Daneben können nicht kalkulierbare Einzelfälle zu extremen Kosten 

führen. In 2012/2013 hat beispielsweise ein Krankheitsfall Kosten im  hohen fünfstelligen 

Bereich verursacht. Eine Erstattung über die allgemeine Landeszuweisung hinaus erfolgt 

in diesen Fällen nicht.

Die Aufwendungen für Jugend, Familie und Schule
im Haushalt der Stadt 

Inklusion

Schon seit mehr als zwanzig Jahren wurden an einzelnen Schulen in einzelnen Klassen 

behinderte und nicht behinderte gemeinsam unterrichtet. Diese Methode wurde als inte-

grative Beschulung bezeichnet. Insbesondere für die Montessorischulen war der integra-

tive Unterricht in allen Klassen angewandtes pädagogisches Bildungskonzept. 

Heute spricht man von Inklusion statt Integration. Dieser Begriffswandel bedeutet, dass es 

nicht mehr darum gehen kann, Menschen zur Teilhabe an einem Regelsystem zu befähi-

gen, sondern dieses Regelsystem so einzurichten, dass es gleichermaßen den Bedürfnis-

sen aller Menschen mit allen ihren Unterschieden gerecht wird. 

Bereits in seinem Beschluss vom 1. Dezember 2010 hat der Landtag die wesentlichen in-

haltlichen Unterschiede zwischen inklusiver und integrativer Bildung benannt. Die integrati-

ve Pädagogik ist auf die Eingliederung von Schülerinnen und Schülern gerichtet. Eine in-

klusive Pädagogik sortiert erst gar nicht aus. 

Diesen Wandel  hat  das Übereinkommen der  Vereinten Nationen über  die  Rechte  von 

Menschen mit Behinderungen vom 13. Dezember 2006 ausgelöst. Es ist aufgrund der Ra-

tifizierung durch Deutschland seit dem 26. März 2009 für Deutschland verbindlich. 

Mit dem „Erstes Gesetz zur Umsetzung der UN-Behindertenrechtskonvention in den Schu-

len (9. Schulrechtsänderungsgesetz)“ wird dieser Verbindlichkeit entsprochen.
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Nach  Inkrafttreten  dieses  9.  Schulrechtsänderungsgesetzes  entscheidet  die  Schulauf-

sichtsbehörde auf Antrag der Eltern über den Bedarf an sonderpädagogischer Unterstüt-

zung und die Förderschwerpunkte. Vorher holt sie ein sonderpädagogisches Gutachten 

sowie, sofern erforderlich, ein medizinisches Gutachten der unteren Gesundheitsbehörde 

ein und beteiligt  die Eltern. Besteht ein Bedarf an sonderpädagogischer Unterstützung, 

schlägt  sie  den  Eltern  mit  Zustimmung  des  Schulträgers  mindestens  eine  allgemeine 

Schule vor, an der ein Angebot zum Gemeinsamen Lernen eingerichtet ist (Regelung in 

§ 19 Abs. 5 Schulgesetz).

Diese Regelung findet erstmals Anwendung zum Schuljahr 2014/15 für Schülerinnen und 

Schüler, bei denen erstmals ein Bedarf an sonderpädagogischer Unterstützung festgestellt 

wurde oder die eine Förderschule besuchen und in die Klasse 5 einer weiterführenden 

Schule  oder  die  Eingangsklasse  einer  gymnasialen  Oberstufe  wechseln  wollen;  zum 

Schuljahr 2015/16 und zu den darauf folgenden Schuljahren gelten diese Bestimmungen 

auch für Schülerinnen und Schüler der jeweils nächsthöheren Klasse. 

Der Schulversuch „Ausbau von Förderschulen zu Kompetenzzentren für sonderpädagogi-

sche Förderung ….“, an dem alle Förderschulen im Kreis Borken - so auch die Borkener 

Johannesschule als Förderschule für Lernbehinderte - teilgenommen haben, endete mit 

Ablauf des Schuljahres 2013/14. Die daran beteiligten Förderschulen werden als Förder-

schulen fortgeführt. 

Integrative Lerngruppen gem. § 20 Abs. 8 des Schulgesetzes (nähere Erläuterungen unter 

„Situation in Borken“) konnten letztmalig zum Schuljahr 2013/14 gebildet werden. Danach 

können sie auslaufend aufgelöst werden. 

(Vorstehendes ist geregelt in den Übergangsvorschriften zum 9. Schulrechtsänderungsge-

setz.)

Nach § 20 Abs. 5 des Schulgesetzes richtet die Schulaufsichtsbehörde mit Zustimmung 

des Schulträgers Gemeinsames Lernen ein, es sei denn, die Schule ist dafür personell 

und sächlich nicht ausgestattet und kann auch nicht mit vertretbarem Aufwand dafür aus-

gestattet werden.

In der Gesetzesbegründung wird darauf hingewiesen, dass ein Schulträger seine Zustim-

mung nur verweigern kann, wenn die Ablehnungsgründe in seine Zuständigkeit fallen und 

die im Einzelfall erforderlichen angemessenen Vorkehrungen nicht mit vertretbarem Auf-
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wand geschaffen werden können. Zum Maß des „vertretbaren Aufwandes“ gibt es aller-

dings bislang keine Hinweise oder gar Regelungen.

Wohl erhalten die Schulträger auf der Grundlage des Gesetzes zur Förderung kommuna-

ler Aufwendungen für die schulische Inklusion vom 9. Juli 2014 für das laufende Schuljahr 

eine Unterstützung, die für Borken knapp 84.000 Euro beträgt. 

Bei den Orten des Gemeinsamen Lernens nach § 20 Abs. 5 Schulgesetz handelt es sich 

ausschließlich um ein Angebot für Schülerinnen und Schüler mit Lern- und Entwicklungs-

störungen (Förderschwerpunkte: Lernen, Sprache, emotionale und soziale Entwicklungs-

störung). 

Praktisch  eine  Steigerung  der  Schulen  als  Orte  des  Gemeinsamen  Lernens  sind  die 

Schwerpunktschulen. Dazu regelt § 20 Abs. 6 Schulgesetz, dass auf dem Weg zu einem 

inklusiven Schulangebot Schulträger mit Zustimmung der oberen Schulaufsichtsbehörde 

allgemeine Schulen als Schwerpunktschulen bestimmen können. Eine solche Schule um-

fasst über die Förderschwerpunkte Lernen, Sprache sowie emotionale und soziale Ent-

wicklung hinaus  weitere  Förderschwerpunkte,  mindestens  aber  einen weiteren  Förder-

schwerpunkt. (Weitere Förderschwerpunkte können sein: Hören und Kommunikation, Se-

hen, Geistige Entwicklung, Körperliche und motorische Entwicklung). 

Situation in Borken

Bereits seit vielen Jahren werden in den Borkener Grundschulen Schülerinnen und Schü-

ler sonderpädagogisch (vorwiegend im Förderschwerpunkt Lernen) gefördert. Gegenwär-

tig sind es 65, davon 38 präventiv. In den vergleichbaren Jahrgängen sind es in der Johan-

nesschule (unserer Borkener Schule für Lernbehinderte) nur noch 15.

Im Bereich der Sekundarstufe I gibt es an der Nünning-Realschule in der Jahrgangsstufe 

7, an der Gesamtschule in der Jahrgangsstufe 6 und an der Remigiushauptschule in den 

Jahrgangsstufen 6 - 9 sog. Integrative Lerngruppen, in denen jeweils in einer Klasse eines 

Jahrgangs kleine Gruppen (bis zu 5 behinderte Schüler/innen) gemeinsam mit nicht behin-

derten Kindern unterrichtet werden. Einzelne behinderte Kinder werden auch an der We-

seker Realschule unterrichtet. 
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Die Gesamtzahl der Förderschüler(innen) hat sich in den beiden letzten Schuljahren und 

im aktuellen Schuljahr in den Borkener Schulen folgendermaßen entwickelt:

2012/13 2013/14 2014/15

An allen Regelschulen zusammen: 44 76 109

An der Johannesschule 
(Förderschule für Lernbehinderte): 106 100 82

Insgesamt: 150 176 191

Vorstehendes macht deutlich, dass in Borken die Umsetzung der Inklusion schon auf ei-

nem sehr guten Weg ist. 

Wie oben dargelegt, treten ab dem Schuljahr 2014/15 die Orte des Gemeinsamen Lernens 

an die Stelle der Integrativen Lerngruppen, die Schulen, die als Orte des Gemeinsamen 

Lernens eingerichtet sind, gebildet hatten. Dies führt dazu, dass auf Dauer je nach Bedarf 

2 – 4 Schüler/innen mit Unterstützungsbedarf in jeder Klasse beschult werden können. Im 

gegenwärtigen 5. Jahrgang werden an der Remigius-Hauptschule 4 und an der Gesamt-

schule 5 Kinder dieserhalb gefördert. 

Beabsichtigt  ist,  diese beiden Schulen als dauerhafte Orte des Gemeinsamen Lernens 

einzurichten. 

Geprüft wird aktuell, ob in Borken auch eine Schwerpunktschule eingerichtet werden soll. 

Das Thema Inklusion wird uns noch viele Jahre begleiten. 

Kinderbetreuung

Seitdem im Jahr 1996 vom Bundestag der Rechtsanspruch auf einen Kindergartenplatz ab 

dem vollendeten dritten Lebensjahr  beschlossen wurde,  gab es auch in  Borken einen 

starken Ausbau von Betreuungsangeboten in den Kindertageseinrichtungen.

Seit dem 01.08.2013 besteht der Rechtsanspruch von Kindern mit Beginn des ersten bis 

zum dritten Lebensjahr auf ein Betreuungsangebot in Kindertageseinrichtungen oder der 

Kindertagespflege. 
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Vor dem Hintergrund der sich weiterentwickelnden gesellschaftlichen Veränderungen ist 

der Ausbau des Betreuungsangebotes für unter dreijährige Kinder seit 2008 zu sehen. 

Mit dem Beginn der U3-Baumaßnahmen in 2008 haben wir eine Vielzahl von U3-Betreu-

ungsplätzen in den verschiedenen Einrichtungen geschaffen und damit dieses Betreuu-

ngsangebot von ursprünglich 21 Plätze auf derzeit 352 Plätze in den Kitas und zusätzlich 

90 Plätze in der Kindertagespflege erhöht. Einschließlich möglicher weiterer sogenannter 

“Überhangplätze“  stehen in den Kindertageseinrichtungen bis zu 375 Plätze zur  Verfü-

gung.

Die mit dem U3-Ausbau verbundenen Kosten der vergangenen Jahre summieren sich bis-

lang auf rd. 10 Mill. Euro.

Die Versorgungsqoute beträgt im laufenden Kindergartenjahr 41 %, einschließlich der Plät-

ze in der Kindertagespflege; davon 37 % in Kindertageseinrichtungen.

Wir haben in 2014 erstmalig eine umfassende Betreuungsplanung für Kindertageseinrich-

tungen, Kindertagespflege, Offene Ganztagsgrundschulen sowie Übermittagbetreuung an 

den Grundschulen und Betreuung an den Schulen der Sekundarstufe I erstellt. Diese Pla-

nung wurde im Ausschuss für Jugend und Familie beraten und beschlossen.

Hinsichtich der weiteren Entwicklung des Platzangebotes in den Kindertageseinrichtungen 

wollen wir das Anmeldeverfahren für das Kindergartenjahr 2015/2016 abwarten, um dann 

auch vor dem Hintergrund der damit  gewonnenen Erkenntnisse zu entscheiden, ob, in 

welchen Stadtteilen und in welchem Umfang das Betreuungsangebot noch weiter ausge-

baut werden muss. Grundsätzlich gehen wir aber schon jetzt davon aus, dass noch weite-

rer Handlungsbedarf besteht.

Parallel mit dem Ausbau der Betreuungsangebote stiegen auch die damit verbundenen 

laufenden Betriebskosten.
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Offene Ganztagsgrundschulen

In den Grundschulen haben wir seit 2006 das Angebot an offenen Ganztagsschulangebot-

en auf mittlerweile 7 Grundschulen erweitert.

Derzeit nehmen rd. 325 Kinder am offenen Ganztagsschulbetrieb teil. Die Entwicklung in 

den Kindertageseinrichtungen bei der Über-Mittag-Betreuung war schon in der Vergangen-

heit Indikator für die Nachfrage in den Offenen Ganztagsgrundschulen. Diese Entwicklung 

lässt auch für die Zukunft eine Nachfrage erwarten. Diese wäre noch größer, wenn nicht 

seitens des Landes mit der finanziellen Förderung relativ restriktive Anforderungen an die 

Teilnahmepflicht verbunden wären. Damit ist insbesondere zu erklären, dass die Teilneh-

merzahlen seit dem Höchststand im Schuljahr 2012/2013 von 421 Schülern seit zwei Jah-

ren rückläufig ist. 

Erzieherische Hilfen

Die  Fallzahlen  in  den  erzieherischen  Hilfen  bewegen  sich  im  statistischen  Vergleich 

weiterhin auf hohem Niveau. Ein Ende der Fallzahlensteigerungen ist nicht abzusehen. 
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Eine Situation, die sich nicht auf Borken beschränkt, sondern auf breiter Ebene in den 

Jugendämtern wiederzufinden ist.

Um dem mittel- und langfristig gegenzusteuern setzen wir insbesondere unsere Präventi-

onsarbeit in den Schulen fort. 

Alle Präventionsangebote,  die wir  in  den Grund-,  Haupt-  und Realschulen durchführen 

sind,  im Rahmen der  Idee einer  kommunalen Bildungslandschaft,  miteinander vernetzt 

und aufeinander abgestimmt. 

Neben den eigenen Aufwendungen im Budget 05 Sozialleistungen und Budget 06 Kinder-, 

Jugend- und Familienhilfe, wird die Stadt Borken insbesondere durch Sozialkosten des 

Kreises sowie mittelbar durch den Landschaftsverband erheblich belastet.

Der Kreis hat voraussichtlich in 2015 einen Nettoaufwand für Hilfen zum Lebensunterhalt, 

zur Gesundheit und sonstige Hilfen, die Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminde-

rung, die Hilfen bei Pflegebedürftigkeit, die Hilfen bei Behinderung, die Feststellung der 

Schwerbehinderteneigenschaft,  die  Ausbildungsförderung  und  Unterhaltssicherung,  die 

Betreuungen, die Grundsicherung für Arbeitsuchende nach dem SGB II (kommunalfinan-

zierte  Aufgaben),  die  Leistungen  für  Bildung  und  Teilhabe  und  die  Eingliederungshilfe 

(Leistungen im Rahmen der Delegation für den Landschaftsverband) in Höhe von zirka 50 

Mio. Euro. Der Landschaftsverband, der für die Behindertenhilfe, die Förderschulen, das 

Landesjugendamt,  das  Integrationsamt,  das  Versorgungsamt  und  das  Landesbetreu-

ungsamt zuständig ist, gibt in 2014 auf der Ebene des Kreises Borken ca. 167 Mio. Euro 

für  den Sozialbereich aus.  Der Kreis  Borken rechnet für  2015 mit  einer  zu zahlenden 

Landschaftsumlage i. H. v. ca. 77,9 Mio. Euro. Der Anteil der Landschaftsumlage an der 

Kreisumlage liegt bei ca. 62 v. H.

Belastung Kreis Borken = Netto-Aufwand des 
Budgets Soziales ca. 50.000.000 Euro

- „Soforthilfe des Bundes“ - ca.     1.200.000 Euro

+ Landschaftsumlage ca.       77.900.000 Euro  

= ca.     126.700.000 Euro  

Stellt man die Ausgaben des Kreises für Soziales der Kreisumlage gegenüber, so kommt 

man zu dem Ergebnis, dass der Sozialbereich bereits die gesamte Kreisumlage verzehrt.

-  63  -



16  Sonstige ordentliche Aufwendungen

Der Gesamtbetrag in Höhe von 4.339.500 Euro ist insbesondere für die Aufwendungen für 

ehrenamtliche Tätigkeiten, Mieten und Pachten, Mitgliedsbeiträge, Umlagen an Wasser- 

und  Bodenverbände,  Geschäftsaufwendungen,  Steuern,  Versicherungen  u. a.  vorgese-

hen.

19  Finanzerträge

Zu den Finanzerträgen gehören die

Zinsen

aus  den  Geldanlagen,  die  Verzinsung  von  Gewerbesteuernachzahlungen und die  Ge-

winnanteile der Stadtwerke. Große Teile der liquiden Mittel sind mittel- bis langfristig an-

gelegt,  so  dass  die  in  diesem Jahr  erfolgten  Leitzinssenkungen  sich  auf  die  Zinsein-

nahmen in 2015 nur bedingt auswirken. Da aber auch ein Teil der liquiden Mittel kurzfristig 

zur Verfügung stehen muss, ist im Vergleich zum Vorjahr ein Rückgang bei den Zinserträ-

gen in Höhe von ca. 100.000 Euro zu verzeichnen. Es wird 2015 mit einem positiven Fi-

nanzergebnis i. H. v. 1.222.700 Euro geplant. 

Entwicklung der Gewinnausschüttungen 
der Stadtwerke an die Stadt Borken
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Aufgrund der Energiewende und des sich weiterhin stark verändernden Energiemarktes 

wird die Gewinnausschüttung der Stadtwerke in Vorjahreshöhe veranschlagt.

Die Entwicklung des Schuldenstandes

Das NKF-Ziel der intergenerativen Gerechtigkeit wird in Borken gelebt. Am 15. Februar 

2012 wurden die letzten zwei Kredite getilgt. Damit ist die Stadt „schuldenfrei“. Die Schul-

denfreiheit  der  Stadt  Borken ist  ein  großer  Erfolg  aller  beteiligten  Akteure.  Neben der 

Schuldenfreiheit ist es der Stadt Borken in der Vergangenheit gelungen, liquide Mittel in er-

heblichem Umfang zu erwirtschaften.
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Die Entwicklung der Finanzanlagen,
verzinslichen Ausleihungen und liquiden Mittel

Der Gesamtbestand beträgt zum 31.12.2014 ausschließlich der Gebührenrücklagen und 

der Mittel aus der Mergelsberg Stiftung rund 52,6 Mio. Euro. Diesen Summen stehen aller-

dings bereits heute erhebliche Leistungsverpflichtungen für z. B. Pensionen und Beihilfen 

entgegen.

Auch der hohe Bedarf liquider Mittel durch das umfangreiche Bauprogramm sowie das un-

gebremste Wachstum der kommunalen Sozialausgaben mit der demografischen Entwick-

lung macht schon jetzt deutlich, dass es schwer sein wird, diesen Zustand zu konservie-

ren. Verwaltung, Politik und Bürgerschaft sind hier gemeinsam gefordert.
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NKF-Kennzahlenset

In  gemeinsamer  Arbeit  von  Aufsichtsbehörden  der  Gemeinden  sowie  der  Gemeinde-

prüfungsanstalt  als  überörtliche Prüfungseinrichtung und Vertretern der  örtlichen Rech-

nungsprüfung ist für die Beurteilung der Haushaltslage der Kommunen ein NKF-Kennzah-

lenset erarbeitet worden. Dieses Kennzahlenset macht eine Bewertung der Haushaltslage 

jeder Gemeinde nach einheitlichen Kriterien möglich, auch wenn diese durch unterschied-

liche Stellen vorgenommen wird. Bei der Auswertung der Kennzahlen ist darauf zu achten, 

dass das Kennzahlenset nur bei vollständiger Anwendung Schlüsse über die haushalts-

wirtschaftliche Situation einer Gemeinde zulässt. Die isolierte Betrachtung einzelner Kenn-

zahlen führt zu Fehlinterpretationen. Die nachstehend aufgeführten Kennzahlen sind im 

Runderlass des Innenministeriums vom 01.10.2008 festgelegt worden.

Um die NKF-Kennzahlen der Stadt Borken besser interpretieren zu können, sind entspre-

chende Mittelwerte der IKVS-Vergleichskommunen (siehe auch weiter vorne) mit aufge-

nommen worden. An diesem Vergleich nehmen 24 Kommunen aus NRW in der Größen-

ordnung 35.000 bis 50.000 Einwohner teil.

Netto-Steuerquote

Die Steuerquote gibt an, zu welchem Teil sich die Kommune „selbst“ finanzieren kann und 

somit unabhängig von staatlichen Zuwendungen ist.

Netto-Steuerquote (NSQ) Ist 
2011

Ist
2012

Plan
2013

Plan
2014

Plan 
2015

Steuererträge - Gewerbesteuerumlagen x 100
=

 Ordentliche Erträge - Gewerbesteuerumlagen
48,08 52,35 53,70 52,40 49,80

Mittelwerte der IKVS-Vergleichskommunen 52,34 51,72 53,70 53,00

Im Vergleich zu den IKVS-Vergleichskommunen ist die Stadt Borken wegen ihrer durch-

schnittlichen Hebesätze als eher steuerschwach anzusehen. Die Eigenfinanzierungsquote 

geht weiter zurück und sinkt auf das ungefähre Niveau des Jahres 2011.
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Zuwendungsquote

Die Zuwendungsquote gibt einen Hinweis darauf, inwieweit die Kommune von Zuwendun-

gen und damit von Leistungen Dritter abhängig ist. 

Zuwendungsquote (ZwQ) Ist 
2011

Ist
2012

Plan
2013

Plan
2014

Plan 
2015

Erträge aus Zuwendungen x 100
=

            Ordentliche Erträge 
21,67 15,49 16,27 17,77 18,90

Mittelwerte der IKVS-Vergleichskommunen 19,27 19,68 19,75 20,06

Im interkommunalen Vergleich fällt die Zuwendungsquote eher niedrig aus. Dennoch ist es 

so, dass die Stadt Borken bei etwaigen Veränderungen im Finanzausgleichssystem in je-

dem Falle direkt betroffen sein wird. Im Umkehrschluss zur Steuerquote ist der Grad der 

Abhängigkeit jedoch gestiegen.

Personalintensität 1

Die „Personalintensität 1“ gibt an, welchen Anteil die Personalaufwendungen an den or-

dentlichen Aufwendungen ausmachen.  Die Personalintensität  1 geht  im Vergleich zum 

Vorjahr leicht zurück.

Personalintensität 1 (PI1) Ist 
2011

Ist
2012

Plan
2013

Plan
2014

Plan 
2015

Personalaufwendungen x 100
=

  Ordentliche Aufwendungen 
18,87 19,12 20,03 20,86 20,79

Mittelwerte der IKVS-Vergleichskommunen 20,89 22,13 21,66 23,38

Damit  aussagefähige  Bewertungen  im  interkommunalen  Vergleich  getroffen  werden 

können, wird es dringend erforderlich sein, die Auslagerung von Aufgabenbereichen in den 

einzelnen Kommunen bei der Bewertung dieser Kennzahl zu berücksichtigen. 

Personalintensität 2

Die „Personalintensität 2“ gibt an, in welchem Umfang die ordentlichen Erträge von den 

Personalaufwendungen aufgezehrt werden. Die Personalintensität 2 setzt stärker auf eine 

wirtschaftliche Betrachtung als die Personalintensität 1, da Aufwendungen ins Verhältnis 

zu  den „erwirtschafteten“  Erträgen gesetzt  werden.  Es  steht  also  - anders  als  bei  der 
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Personalintensität 1 - im interkommunalen Vergleich die Frage im Mittelpunkt, in welchem 

Umfang die Personalaufwendungen finanzierbar sind.

Personalintensität 2 (PI2) Ist 
2011

Ist
2012

Plan
2013

Plan
2014

Plan 
2015

Personalaufwendungen x 100
=

       Ordentliche Erträge 
18,48 18,94 20,38 21,17 21,03

Mittelwerte der IKVS-Vergleichskommunen 22,21 22,84 23,26 24,47

Auch  bei  der  Bewertung  dieser  Kennzahl  ist  die  Ausgliederung  von  städtischen  Ein-

richtungen zu berücksichtigen.

Sach- und Dienstleistungsintensität

Die Kennzahl „Sach- und Dienstleistungsintensität“ lässt erkennen, in welchem Ausmaß 

sich eine Kommune für die Inanspruchnahme von Dienstleistungen entschieden hat. 

Sach- und Dienstleistungsintensität (SDI) Ist 
2011

Ist
2012

Plan
2013

Plan
2014

Plan 
2015

Aufw. für Sach- und Dienstleistungen x 100
=

               Ordentliche Aufwendungen 
20,27 22,67 21,76 20,61 20,42

Mittelwerte der IKVS-Vergleichskommunen 17,63 17,11 16,87 17,25

Die Stadt Borken wird aufgrund der Haushaltssituation gefordert sein, Sachaufwendungen 

auf das Notwendigste zu beschränken. Die Kennzahlen zeigen eine stabile Situation mit 

einer im Vergleich zum Vorjahr leicht sinkenden Tendenz. Dieser Trend muss zukünftig 

weiter fortgeführt werden.

Abschreibungsintensität

Die Abschreibungen werden auf Sachanlagen des Anlagevermögens vorgenommen. Da 

das Anlagevermögen in der Regel dauerhaft dem Geschäftsbetrieb dient, handelt es sich 

somit  überwiegend um fixe Aufwendungen. Die Kennzahl „Abschreibungsintensität“ gibt 

an, welcher Anteil der Gesamtaufwendungen weitgehend unbeeinflussbar ist.
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Abschreibungsintensität (ABI) Ist 
2011

Ist
2012

Plan
2013

Plan
2014

Plan 
2015

Abschreibung auf Sachanlagen x 100
=

          Ordentliche Aufwendungen 
9,35 9,51 9,41 9,19 8,83

Mittelwerte der IKVS-Vergleichskommunen 8,41 9,32 8,13 8,39

Eine relativ niedrige Kennzahl kann ggf. auch widerspiegeln, dass eine Kommune ihr An-

lagevermögen weitgehend abgeschrieben hat, ohne es in angemessenem Umfang durch 

neue Anlagen zu ersetzen, d. h. es könnte eine Überalterung des Anlagevermögens vor-

liegen.  In Borken ist  die  Summe der  Investitionen regelmäßig höher als  der  Abschrei-

bungsaufwand. Über den Vermögenserhalt hinaus werden somit Erweiterungsinvestitionen 

durchgeführt, die allerdings zusätzliche Abschreibungen produzieren.

Transferaufwandsquote

Die Kennzahl gibt an, in welchem Umfang kommunale Zahlungen an private Haushalte, 

Unternehmen, Vereine, u. a. erfolgen.

Transferaufwandsquote (TAQ) Ist 
2011

Ist
2012

Plan
2013

Plan
2014

Plan 
2015

Transferaufwendungen x 100
=

  Ordentliche Aufwendungen 
42,08 40,82 42,71 42,46 42,76

Mittelwerte der IKVS-Vergleichskommunen 43,39 43,73 44,66 43,30

Die Transferaufwendungen umfassen die Leistungen im sozialen Bereich, Umlagen sowie 

freiwillige Zuschüsse.

Aufwandsdeckungsgrad (ADG)

Die Kennzahl zeigt an, zu welchem Anteil die ordentlichen Aufwendungen durch ordentli-

che Erträge gedeckt werden können. Ein finanzielles Gleichgewicht kann nur durch eine 

vollständige Deckung (100 %) erreicht werden.
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Aufwandsdeckungsgrad (ADG) Ist 
2011

Ist
2012

Plan
2013

Plan
2014

Plan 
2015

Ordentliche Erträge x 100
=

  Ordentliche Aufwendungen 
102,09 100,99 98,28 98,56 98,89

Mittelwerte der IKVS-Vergleichskommunen 94,31 96,92 93,21 95,63

Investitionen

Im Haushaltsplan-Entwurf  sind Investitionen mit  einem Gesamtvolumen von insgesamt 

19,8 Mio. Euro veranschlagt. Auch wenn die Investitionen nicht den Haushaltsausgleich 

gefährden, so werden die hieraus erwachsenen Abschreibungen künftige Haushalte be-

lasten. Unabhängig hiervon sind die Investitionen mit einem erheblichen Mittelabfluss ver-

bunden.

Große Investitionen, für die in 2015 Mittel veranschlagt werden, sind nachfolgend auf-

geführt:

Produkt Maßnahme Euro

01.04.01 Neuerwerb und Ersatzbeschaffung von Hardware (IKT) 248.500

01.10.01 Erweiterung des Rathauses (Neubau eines Bürgerbüros) 500.000

01.11.01 Erwerb von Grundvermögen 2.100.000

01.11.01 Kosten der Umlegung (BO 10 - Wasserstiege) 500.000

01.12.01 Erwerb von Fahrzeugen und Maschinen für den Fachbereich 
Landschaft und Straßen

500.000

02.02.01 Neubeschaffung von Fahrzeugen (Feuerwehr) 170.000

03.04.02 Umgestaltung von Räumlichkeiten für die Gesamtschule 100.000

04.03.01 Umbau des Stadtmuseums zum Forum für Kunst und Kultur 400.000

08.02.01 Neubau eines Umkleidegebäudes für die SG Borken 500.000

11.02.01 Bau eines Regenklär- und Regenrückhaltebeckens im Ge-
werbepark Hendrik-de-Wynen 

1.500.000

11.02.01 Erneuerung der Blockheizkraftwerke einschl. Notstromver-
sorgung auf dem Gelände der Kläranlage Borken

210.000
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Produkt Maßnahme Euro

11.02.01 Neubau des Technikgebäudes auf der Kläranlage Borken 400.000

11.02.01 Neubau einer Trafostation auf dem Gelände der Kläranlage 
einschl. Neubau einer Niederspannungshauptverteilung (NS-
HV) in das neue Technikgebäude

400.000

11.02.01 Verfahrens- und Prozesstechnik im Rahmen des Neubaus 
der Technikgebäudes auf der Kläranlage

390.000

11.02.01 Kanalsanierungsmaßnahmen "Hoxfelder Weg, Horaper Weg 
und Grenzweg" im Rahmen von Deckensanierungsarbeiten 
des FB 68

298.000

11.02.01 Kanalsanierungsmaßnahmen in geschlossener Bauweise 100.000

11.02.01 Kanalsanierungsmaßnahmen in der Innenstadt (Mühlenstra-
ße, kleiner Markt, Remigiusstraße etc.)

100.000

11.02.01 Kanalerneuerung Mühlenweg 550.000

11.02.01 Kanalisation Verlängerung Bahnhofstraße 250.000

11.02.01 Erweiterung des RÜB/RRB Weseke (alte Kläranlage) 465.000

12.01.01 Neubau Brücke Mühlenstraße 200.000

12.01.01 Umgestaltung des Streckenzuges Mühlenstraße, kleiner 
Markt, Remigiusstraße

665.000

12.01.01 Straßenerneuerung Mühlenweg (KAG-Maßnahme) 600.000

12.01.01 Endausbau BO 67, 2. Bauabschnitt 964.000

12.01.01 Investive Maßnahmen im Rahmen des Dorfentwicklungskon-
zeptes Weseke

330.000

12.01.01 Umbau und Verlängerung der Bahnhofstraße 1.000.000

12.01.01 Umbau des Kirchplatzes 1.060.000

12.07.01 Straßenbeleuchtung im Rahmen des Umbaues Kirchplatz 140.000

12.08.01 Umgestaltung des Omnibusbahnhofes im Rahmen der Ver-
längerung Bahnhofstraße

1.500.000

15.02.03 Umsetzung der Ergebnisse aus dem Nutzungskonzept für 
das Freizeitgelände Pröbsting 

200.000

Aufwendungen und  Investitionen für die  EDV-Ausstattung und  Software sowie Auf-

wendungen für die EDV-Wartung, für die in 2015 Mittel veranschlagt werden, sind nachfol-

gend aufgeführt:
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